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103. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 8. Mai 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 
- Drucksache 13/4515 - 

Zunächst der Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Verkehr. Die Frage 1 der Abgeordneten 
Elke Ferner wird auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 der 
Richtlinien schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie auf. Die Frage 2 des Abgeordneten 
Horst Kubatschka und die Frage 3 des Abgeordneten 
Dr. Egon Jüttner werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf. 
Zur Beantwortung steht die Parlamentarische Staats-
sekretärin Gertrud Dempwolf zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 der Abgeordneten Rita Grieß-
haber auf: 

Wurden der Bundesregierung die Entwürfe der bayerischen 
Staatsregierung zum Schwangerenhilfeergänzungsgesetz und 
zum Schwangerenberatungsgesetz zur Begutachtung vorge-
legt, und wie beurteilt die Bundesregierung die Entwürfe im 
Hinblick auf Bundes- und Landeskompetenzen? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eine Vorlage der bayerischen Entwürfe 
zum Schwangerenhilfeergänzungsgesetz und zum 
Schwangerenberatungsgesetz zur Begutachtung 
durch den Bund ist nicht erfolgt. Zu einer Vorlage zur 
Begutachtung besteht auch keine verfassungsrecht-
liche Notwendigkeit. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Grießha-
ber, Sie haben zwei Zusatzfragen. 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wurde den CSU-Abgeordneten bei der Verabschie-
dung des Bundesgesetzes 1995 versprochen, daß 
Bayern  weiteren Spielraum bei der Umsetzung be-
kommt, als er im Bundesgesetz vorgesehen ist? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Das ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist 
der Bundesregierung auf Grund der Presseberichte 
bekannt, daß Bayern eine andere Regelung hat, als 
sie im Bundesgesetz vorgesehen ist? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Grießhaber, ob es der Bundesregierung 
bekannt ist, weiß ich nicht. Ich habe die Pressemel-
dung gelesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage von Frau Kollegin Niehuis. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Frau Staatssekretärin, ich 
nehme an, daß Sie Zeitung lesen und daß Ihnen die 
Entwürfe der beiden bayerischen Gesetze bekannt 
sind. Meine Frage lautet: Meinen Sie, daß die Ent-
würfe des bayerischen Gesetzes zur Beratung dem 
entsprechen, was der Bundesgesetzgeber in seinem 
Schwangeren- und Familienhilfegesetz verankert 
hat? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Niehuis, ich habe zwar Zei-
tung gelesen, kann aber nicht beurteilen, ob die Ent-
würfe dem entsprechen, was wir hier verabschiedet 
haben. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Schmidt, Sie haben eine weitere Frage? - Bitte. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, vorausgesetzt die Bundesregierung würde sich 
mit dem befassen, was die bayerische Landesregie-
rung plant und was unserer Meinung nach das Bun-
desgesetz konterkariert: Welche Möglichkeiten hätte 
denn die Bundesregierung, gegen Landesgesetze 
vorzugehen, die Bundesgesetze aushöhlen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin, zur Zeit ist das eine reine Un-
terstellung. Ein solcher Fall ist momentan nicht gege-
ben, und ich verweise darauf, daß die Länder in ih-
rem gesetzgeberischen Handeln autonom sind. 

(Zuruf von der SPD: Bundesrecht bricht 
Landesrecht!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Zusatzfrage hat Frau von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Frau Staatssekretärin, 
sind in Ihrem Hause von Ihnen oder der Ministerin 
eingeleitete Prüfungen im Gange, inwieweit sich die 
bayerische Gesetzgebung tatsächlich im Bereich ih-
rer landesrechtlichen Zuständigkeit befindet und in-
wieweit Bundesrecht unmittelbar oder mittelbar un-
terlaufen oder verletzt wird? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, Frau Hanewinckel. 

Christel Hanewinckel (SPD): Ich überlege mir zwar, 
ob ich meine Frage überhaupt noch stellen soll, weil 
sie in eine ähnliche Richtung geht. Wenn ich mich 
aber erinnere, mit welchen Mühen wir diesen Kom-
promiß hier auf der Bundesebene zustande gebracht 
haben, dann möchte ich Sie, Frau Staatssekretärin, 
fragen: Müßte die Bundesregierung nicht ein ge-
radezu großes Interesse daran haben, es erst gar 
nicht dazu kommen zu lassen, daß Landesrecht Bun-
desrecht bricht? Gibt es da nicht die Möglichkeit, auf 
dem sogenannten kleinen Dienstweg entsprechende, 
ich will  nicht gerade sagen, Absprachen, aber viel-
leicht Vorabsprachen zu treffen und auch Empfeh-
lungen auszusprechen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, in der gegen-
wärtigen Situation besteht weder eine Berechtigung 
noch eine Verpflichtung der Bundesregierung, auf 
diese Fragen einzugehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, Abgeordneter Professor Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, ich erlaube mir, noch einmal nachzuhaken. Aus-
gehend von den Tatsachen, daß Art . 31 des Grundge-
setzes lautet „Bundesrecht bricht Landesrecht" und 
daß es, wie Ihnen bekannt, das Gebot bundesfreund-
lichen Verhaltens - auch des Freistaates Baye rn - 
gibt, frage ich Sie - ohne auf den § 218 einzugehen - 
ob Sie in einer Situation, in der ein solcher Verfas-
sungskonflikt droht, Möglichkeiten frühzeitigen Ein-
schreitens sehen und ob Sie gegebenenfalls davon - 
in  welcher Weise auch immer - Gebrauch machen 
würden. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Kollege, das ist zur Zeit nicht der Fall. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie haben es 
nicht einmal geprüft!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Abgeord-
nete Holzhüter. 

Ingrid Holzhüter (SPD): Frau Staatssekretärin, ge-
hen Sie mit mir einig, daß man, wenn dieses Gesetz 
vorliegt, hier im Bundestag ähnlich verfahren könnte 
wie mit dem Gesetz in Brandenburg hinsichtlich des 
Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Holzhüter, ich denke, da be-
steht ein gewisser Unterschied, denn hier im Deut-
schen Bundestag wurde das brandenburgische Ge-
setz von den Fraktionen erörtert. Die Bundesregie-
rung war nicht beteiligt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Es ist abstrus, was 
Sie da  sagen!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Reinhardt, bitte Ihre Frage. 

Erika Reinhardt (CDU/CSU): Frau Staatssekretä-
rin, würden Sie mir zustimmen, daß das Bundesver-
fassungsgericht hinsichtlich der Beratung mehr 
Spielraum gegeben hat, als dies vom Bundesgesetz-
geber ausgenutzt wurde, und daß die Bayerische 
Staatsregierung nun versucht, diese Lücken wahrzu-
nehmen? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wer macht denn das 
Gesetz, der Bundestag oder das Bundesver

-

fassungsgericht?) 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Das mag richtig sein, Frau Kollegin Rein-
hardt. Ich denke aber, daß die Diskussion heute nicht 
das Ziel hat, auf Gesetze einzuwirken, die zur Zeit im 
Freistaat Bayern in der Beratung sind. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 5 der Abgeordneten Simone Probst auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf das Vorhaben der baye-
rischen Landesregierung, einer Schwangeren die zum Abbruch 
erforderliche Beratungsbescheinigung nur auszuhändigen, 
„ wenn sie die Gründe mitgeteilt hat, derentwegen sie einen Ab-
bruch der Schwangerschaft erwägt", vor dem Hintergrund, daß 
nach § 5 des Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgeset-
zes (SFHÄndG) zwar erwartet wird, „daß die schwangere Frau 
der sie beratenden Person die Gründe mitteilt, derentwegen sie 
einen Abbruch der Schwangerschaft erwägt", der Beratungs-
charakter aber ausdrücklich ausschließt, „daß die Gesprächs- 
und Mitwirkungsbereitschaft der schwangeren Frau erzwungen 
wird "? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident, mit Ihrer Genehmigung 
würde ich sehr gerne die Fragen 5, 6, 7, 9 und 10 ge-
meinsam beantworten, weil all diese Fragen in einem 
inhaltlichen Zusammenhang stehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wenn Sie fünf 
Fragen gemeinsam beantworten, dann ist das 
schwierig, weil es sich um verschiedene Fragestelle-
rinnen handelt. Sie können sicherlich die beiden Fra-
gen 5 und 6 der Kollegin Probst zusammen beant-
worten. Sie hätte dann vier Zusatzfragen. Wenn wir 
anders verfahren würden, kämen wir etwas durch-
einander. 

Frau Probst, sind Sie einverstanden, daß die bei-
den Fragen gemeinsam beantwortet werden? 

(Simone Probst [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! - Bitte einzeln!) 

- Dann bitte ich um Beantwortung der Frage 5. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Probst, zur Frage 5 kann ich 
Ihnen auch nur sagen: In der gegenwärtigen Situa-
tion besteht weder eine Berechtigung noch eine Ver-
pflichtung der Bundesregierung, auf die in Frage ste-
henden Gesetzentwürfe der Bayerischen Staatsregie-
rung in irgendeiner Form rechtlich Einfluß zu neh-
men. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
verträgt sich das damit, daß in der Drucksache des 
Familienausschusses ausdrücklich darauf hingewie-
sen wurde, daß die Schwangere nach Abschluß der 
Beratung einen Anspruch auf Ausstellung einer Be-
ratungsbescheinigung hat? Das ist doch ein eklatan-
ter Widerspruch. Warum sehen Sie im Moment keine 
Möglichkeit bzw. keinen Anlaß, darauf Einfluß zu 
nehmen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend: Weil es sich um Gesetzentwürfe der bayeri-
schen Landesregierung handelt. 

Ich kann Ihnen leider nichts anderes dazu sagen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Hat Ihnen niemand 
etwas anderes aufgeschrieben?) 

- Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie eine 
zweite Zusatzfrage? 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine. - Frau 
Kollegin Wolf, bitte schön. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Ich mache jetzt 
einen erneuten Versuch, Frau Staatssekretärin. Wir 
haben ein Bundesgesetz verabschiedet, das im Be-
reich der Beratung den Vorstellungen des Bundes-
verfassungsgerichts voll gefolgt ist. Dies ist der sen-
sibelste Bereich, weil innerhalb eines Vertrauensver-
hältnisses die Frau zu einer Entscheidung kommen 
soll, ja zum Kind zu sagen oder einen Schwanger-
schaftsabbruch vornehmen zu lassen. Insofern sind 
wir uns, so nehme ich an, noch einig, und das ist im 
Bundesgesetz vorgesehen. 

Würden Sie bestätigen, daß die Entscheidung letzt-
lich bei der Frau belassen wird, um sie angstfrei in 
die Beratung gehen zu lassen? Natürlich heißt es 
hier, daß sie ihre Gründe darlegen soll - alle Bera-
terinnen sagen: Das tun die Frauen meistens auch -; 
aber dies muß angstfrei erfolgen. Dies ist der Geist 
des Beratungsparagraphen in unserem Gesetzent-
wurf. 

Würden Sie mir recht geben, daß, wenn es zu einer 
anderen Regelung kommt, wonach die Frau gezwun-
gen wird, ihre Gründe darzulegen, dies den Geist 
des Bundesgesetzes total verfälschen würde? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Wolf, ich fürchte, ich muß Sie 
enttäuschen. Auch das ist im Augenblick nicht unser 
Thema; es sei denn, wir machen es hier im Bundes-
tag wieder zu einem Thema. Im Augenblick aber 
reden wir über Gesetzentwürfe des Bayerischen 
Landtages. Dazu kann ich Ihnen leider nicht mehr 
sagen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Frage hat Frau Kollegin Niehuis. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Frau Staatssekretärin, wir 
können ja mal darüber philosophieren, was in einer 
Beratungsstelle passieren könnte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
wir wollen hier an sich nicht philosophieren, sondern 
Fragen stellen. 
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Dr. Edith Niehuis (SPD): Ja, ich habe eine Frage, 
und der wollte ich ein theoretisches Gerüst geben. 

Können Sie sich vorstellen, daß eine Frau drei Mo-
nate lang zu einer Beratungsstelle geht, daß diese 
Stelle sich weigert, ihr eine Bescheinigung über die 
Beratung zu geben, daß dann die F rist von drei Mo-
naten, die für § 218 eine ganz wesentliche Vorausset-
zung ist, überschritten wird und daß diese Frau da-
mit eine Zwangsschwangerschaft erlebt? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Niehuis, ich muß auch Sie ent-
täuschen. Ich rede hier nicht über inhaltliche Dinge, 
die in einem Gesetzentwurf der bayerischen Landes-
regierung stehen. 

(Dr. Edith Niehuis [SPD]: Ich philosophiere 
nur!)  

- Sie können noch so sehr versuchen, mich zu reizen. 
Wir können hinterher darüber sprechen; aber ich 
bleibe hier dabei: Es handelt sich um Gesetzent-
würfe, die in Bayern auf der Tagesordnung stehen 
und auch dort entschieden werden. Mehr kann ich 
Ihnen dazu nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, wir haben eine ganze 
Reihe von Fragen zu diesem Komplex, so daß ich Sie 
bitten muß, bei den Zusatzfragen, die Sie stellen wol-
len, den Zusammenhang zur jeweiligen Ausgangs-
frage zu beachten. 

Die Frage der Kollegin Probst heißt: Wie reagiert 
die Bundesregierung? Sie lautet nicht: Was passiert, 
wenn was wie der Fall wäre? Diese Frage, wie die 
Bundesregierung reagiert, ist eigentlich beantwortet 
worden, so daß ich bitte, die weiteren Zusatzfragen 
daran auszurichten, daß die Frage nach der Reaktion 
der Bundesregierung in bezug auf einen bestimmten 
Sachverhalt gestellt worden ist. 

Die nächste Zusatzfrage hat Frau von Renesse. 
Bitte. 

Margot von Renesse (SPD): Herr Präsident, ich 
hoffe, ich verletze Ihren Hinweis nicht, wenn ich der 
Frau Staatssekretärin die Frage nach einer mögli-
cherweise beabsichtigten politischen Reaktion stelle. 

Gibt es im Bereich des Ministeriums, das für Fami-
lie, Frauen, Senioren und Jugend zuständig ist, die 
Absicht einer politischen Reaktion darauf, daß die 
Bayerische Staatsregierung mit einem solchen Vor-
schriftenbündel das Schutzkonzept für das ungebo-
rene Leben, das als solches vom Verfassungsgericht 
genehmigt worden ist, unterläuft, indem Zwang, 
Angst und Verunsicherung erneut eine Rolle spielen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin von Renesse, lassen Sie doch  

zunächst einmal den Bayerischen Landtag entschei-
den. Dann wären wir wieder an der Reihe. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Frage stellt der Kollege Hüppe. 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
ich habe die Frage: Müßte die Bundesregierung 
nicht gerade solche Vorschriften als positiv empfin-
den, alldieweil eine Beratung ansonsten nicht be-
scheinigt werden könnte, wenn überhaupt kein Ge-
spräch stattfinden kann oder man davon keinen Ge-
brauch machen kann, wenn es sich zum Beispiel um 
eine Ausländerin handelt, die nicht die gleiche Spra-
che wie die Berate rin spricht? Wäre es aus der Sicht 
der Bundesregierung daher nicht sogar wünschens-
wert, wenn eine solche Regelung in das bayerische 
Gesetz aufgenommen würde? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Kollege Hüppe, ich versuche seit einer 
Viertelstunde klarzumachen, daß ich auf inhaltliche 
Themen nicht eingehen möchte. Ich möchte gerne, 
daß sich der Bayerische Landtag in seiner Gesetz-
gebung zunächst eigenständig entscheidet. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Frage stellt Frau Kollegin W right. 

Heidi Wright (SPD): Wir sind mit Ihrer Antwort auf 
die Frage der Kollegin von Renesse ein bißchen wei-
tergekommen. Sie hatten sich ja um die Antwort auf 
die Frage, was die Bundesregierung macht, leider 
erst gedrückt. Der Herr Präsident hat es dann noch 
einmal auf den Punkt gebracht. Vielleicht wiederho-
len Sie es noch einmal in dieser Klarheit: Was macht 
die Bundesregierung, wenn das Land Bayern in sei-
ner Gesetzgebung das Bundesgesetz unterläuft? Dar-
auf haben Sie vorhin nicht klar geantwortet. Jetzt 
sagten Sie: Dann sind wir wieder dran. Können wir 
den Frauen in Bayern also die Sicherheit geben, daß 
die Bundesregierung gewährleisten wird, daß das 
Bundesgesetz, so wie es über alle Parteien verab-
schiedet wurde, auch in Baye rn  zum Zuge kommen 
wird? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin, in der gegenwärtigen Situa-
tion besteht überhaupt keine Veranlassung, daß ich 
diese Frage so beantworte, wie Sie es gerne hätten. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Zusatzfrage des Kollegen Professor Meyer auf. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, da Sie nicht über Bayern und über die Landesge-
setzgebung reden möchten, schlage ich vor, daß Sie 
eine Frage zur Bundesgesetzgebung beantworten, 
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Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

und zwar folgende: Ist Ihnen bekannt, daß § 219 
Abs. 2 Satz 2 des Strafgesetzbuches lautet: 

Die Beratungsstelle hat der Schwangeren nach 
Abschluß der Beratung hierüber eine mit dem 
Datum des letzten Beratungsgesprächs ... verse-
hene Bescheinigung ... auszustellen. 

und ist Ihnen bekannt, daß die Durchführung der 
Beratung in den §§ 5 ff. im Schwangeren- und Fami-
lienhilfeänderungsgesetz präzise geregelt ist, ohne 
daß dort  irgendwo vorgesehen wäre, die Gründe mit-
zuteilen, derentwegen die Schwangere einen Ab-
bruch der Schwangerschaft erwägt? Wenn Ihnen 
dies alles bekannt ist, dann frage ich Sie, ob die Bun-
desregierung verpflichtet ist, für die Geltung von 
Bundesgesetzen im ganzen Bundesgebiet zu sorgen 
und rechtzeitig dafür einzutreten, daß die Gesetze 
auch ohne gesetzeswidrige Einschränkung, welcher 
Art  auch immer, angewandt werden. Bejahen Sie 
diese Verpflichtung der Bundesregierung? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident, mit Ihrer Einwilligung 
würde ich gern den § 2 Nr. 1 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes vortragen: Beim Eintreten in eine 
Konfliktberatung wird erwartet, daß die schwangere 
Frau der beratenden Person die Gründe mitteilt, de-
rentwegen sie einen Abbruch der Schwangerschaft 
erwägt. Der Beratungscharakter schließt aus, daß 
die Gesprächs- und Mitwirkungsbereitschaft der 
schwangeren Frau erzwungen wird. - So unser Ge-
setz. 

(Zurufe von der SPD: Ja! - Richtig! - Ulla 
Schmidt [Aachen] [SPD]: Aber die Frage 
von Herrn Meyer haben Sie noch nicht 

beantwortet!) 

- Zu dem Gesetz, das zur Zeit in Bayern beraten 
wird, kann ich Ihnen nichts sagen. Lassen Sie die Ab-
geordneten das Gesetz doch erst einmal beraten. Ich 
habe keine Verpflichtung und auch keine Berechti-
gung, dazu jetzt Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 6 der Abgeordneten Probst auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf Auswirkungen des bay-
erischen Gesetzesvorhabens zur Beratungsbescheinigung auf 
das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung? 

Bitte sehr. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident, auch hier geht es um die 
gleiche Frage, nämlich um die: Wie reagiert die Bun-
desregierung? Auch dazu kann ich nur sagen: In der 
gegenwärtigen Situation, Frau Kollegin Probst, be-
steht weder eine Berechtigung noch eine Verpflich-
tung der Bundesregierung, auf die in Frage stehen-
den Gesetzentwürfe der Bayerischen Staatsregie-
rung in irgendeiner Art  rechtlich Einfluß zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Staatssekretärin, das haben wir nun häufiger gehört. 
Wir haben zur Weltfrauenkonferenz einen Antrag 
eingebracht, der sich mit der bayerischen Regelung 
befaßt. Ich möchte noch einmal fragen: Falls das 
bayerische Gesetz mit den diesbezüglichen Regelun-
gen so verabschiedet wird, wie es jetzt beraten wird, 
sehen Sie dann eine Pflicht, die Regelungen des Bun-
desgesetzes auch in Bayern durchzusetzen und ent-
sprechend tätig zu werden? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Die jetzt zur Beratung stehenden bayeri-
schen Gesetzentwürfe haben uns nicht vorgelegen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage der Kollegin Schenk. 

Christina Schenk (PDS): Frau Staatssekretärin, 
habe ich Sie dahin gehend richtig verstanden, daß 
die Bundesregierung sich erst dann überlegen wird, 
wie sie auf einen möglichen Bruch des Bundesrechts 
reagieren wird, wenn dieser Bruch vollzogen worden 
ist? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich kann leider die Folgen eines Unfalls erst 
dann heilen, wenn er tatsächlich passiert ist. 

(Lachen bei der SPD - Dr. Jürgen Meyer 
[Ulm] [SPD]: Haben Sie schon einmal etwas 

von Unfallprävention gehört?) 

Das setzt voraus, daß er eingetreten ist. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Frage 7 der Abgeordneten Schewe-Gerigk auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf das Vorhaben der baye-
rischen Landesregierung, nur noch Fachärzte der Gynäkologie 
für einen Schwangerschaftsabbruch zuzulassen, obwohl in der 
Begründung zum Schwangeren- und Familienhilfegesetz aus-
drücklich festgehalten wird, daß sichergestellt sein muß, „daß 
der oder die den Schwangerschaftsabbruch durchführende Arzt 
oder Ärztin die Gebietsbezeichnung Arzt/Ärztin für Frauenheil-
kunde und/oder Geburtshilfe besitzt oder über eine entspre-
chende Qualifikation verfügt"? 

Bitte schön. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Auch hier, Herr Präsident, beginnt die Frage 
mit: „Wie reagiert die Bundesregierung ...?" Wenn 
Sie, Frau Schewe-Gerigk, es noch einmal hören 
möchten, kann ich immer wieder nur sagen: Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt und in dieser Situation be-
steht weder eine Berechtigung noch eine Verpflich-
tung der Bundesregierung, auf die in Frage stehen-
den Gesetzentwürfe der Bayerischen Staatsregie-
rung in irgendeiner Art  rechtlich Einfluß zu nehmen. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Staatssekretärin, ich muß Ihnen da wi-
dersprechen. Die Frage lautet nicht: Wie entscheidet 
die Bundesregierung? Vielmehr lautet die Frage: Wie 
beurteilt die Bundesregierung dieses Verfahren? Wir 
möchten Ihre diesbezügliche Meinung hören. Wir 
möchten nicht wissen, wie Sie reagieren. Was die 
Bundesregierung tun wird, ist eine zweite Sache. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
ich muß Sie berichtigen. Die Frage, die Sie gestellt 
haben, heißt: „Wie reagiert die Bundesregierung auf 
das Vorhaben der bayerischen Landesregierung, nur 
noch Fachärzte ...?" 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Das heißt „Bayerische Staatsregie-
rung " ! ) 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann ist da eine Änderung im Text vorgenom-
men worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie wollen eine 
Zusatzfrage stellen? 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. - Ich frage die Bundesregierung: Sind Ih-
nen Presseartikel bekannt, zum Beispiel einer aus 
der „Süddeutschen Zeitung", dessen Überschrift lau-
tet: „Erfahrene Ärzte von Abtreibungen fernhalten!" 
Wie beurteilen Sie die darin gemachten Angaben, 
daß nur ein Viertel der Einnahmen entsprechender 
Einrichtungen aus Schwangerschaftsabbrüchen 
stammen darf und daß nur Gynäkologen die Abbrü-
che vornehmen dürfen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Auch das, Frau Schewe-Gerigk, ist Sache 
der Landesregierung. Ich kann darüber kein Urteil 
abgeben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Zusatzfrage von Frau Hanewinckel. Bitte. 

Christel Hanewinckel (SPD): Frau Staatssekretärin, 
Sie haben eben festgestellt, daß ein Unfall erst pas-
siert sein muß, bevor die Bundesregierung eingreifen 
kann. Ich möchte meine Frage an dieser Stelle wie 
folgt präzisieren: Gibt es denn für die Bundesregie-
rung bei einem Gesetzgebungsverfahren, durch das 
vermutlich Bundesrecht gebrochen wird, 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Das ist eine Unterstellung!) 

nicht so etwas wie eine Aufsichtspflicht bei Eltern, 
denen man dann hinterher sagen kann: „Ihr habt die 
Aufsichtspflicht vernachlässigt?" Also lautet meine 
Frage: Muß es denn erst zu einem Unfall kommen? 

Und in diesem ganz konkreten Fall: Hat die Bundes-
regierung nicht so etwas wie eine Aufsichtspflicht, 
vielleicht nicht qua Gesetz, sondern qua Moral oder 
Verantwortlichkeit für die Bürgerinnen und in die-
sem Fall auch für die Ärztinnen und Ärzte dieses 
Landes? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, die Vorausset-
zung für diese Eingriffsmöglichkeiten, über die die 
Bundesregierung verfügt, ist hier nicht gegeben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, Herr Kollege Hüppe. 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Urteil ausdrücklich 
empfiehlt, daß die Ärzte nur einen Teil ihrer gesam-
ten ärztlichen Honorare durch die Tötung ungebore-
ner Kinder verdienen dürfen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Kollege, ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die Zu-
satzfrage der Kollegin Wolf auf. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, die jetzt stattfindende Diskussion und das Nicht

-

beantworten der Fragen veranlassen mich zu einer 
Frage: Gibt es ein Abkommen zwischen der Bundes-
regierung und der Bayerischen Staatsregierung dar-
über, daß die Bayerische Staatsregierung, wenn sie 
beim Bundesverfassungsgericht nicht Klage erhebt, 
dafür machen kann, was sie will, und Gesetze ver-
schärfen kann, wie sie wi ll? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
ich kann keinen Sachzusammenhang zur Frage 7 er-
kennen. Ich rufe daher die Frage 8 der Kollegin 
Schewe-Gerigk auf: 

Welchen Stellenwert hätte bei einer solchen Regelung nach 
Auffassung der Bundesregierung die Gesundheit der Frau, zu-
mal bekannt ist, daß viele Ärzte ohne Facharzttitel über umfang-
reiche Erfahrungen mit Schwangerschaftsabbrüchen verfügen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Schewe-Gerigk, die Gesund-
heit der Frau hat einen sehr hohen Stellenwert. Die 
in Frage stehende Regelung des bayerischen Ent-
wurfs dient dem Schutz der Gesundheit der Frau. 
Auch wenn es so sein sollte, daß Ärzte ohne Aner-
kennung als Facharzt über Erfahrungen mit Schwan-
gerschaftsabbrüchen verfügen, wäre der Umkehr-
schluß, daß Ärzte mit entsprechender Anerkennung 
nicht über die erforderlichen Qualifikationen verfü-
gen, nicht zulässig. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Staatssekretärin, es gibt eine entspre-
chende Information von Pro Fami lia, daß die Häufig-
keit von Komplikationen bei Abbrüchen in Verbin-
dung mit der Erfahrung von Ärzten mit diesen Ab-
brüchen steht. Viele Gynäkologen verfügen nur über 
wenig Erfahrung bei Abbrüchen. 

In Bayern  soll jetzt darauf verzichtet werden, daß 
erfahrene Ärzte mit einer Zusatzausbildung Abbrü-
che durchführen dürfen. Sehen Sie nicht einen Zu-
sammenhang zwischen der Gefährdung der Gesund-
heit der Frau und der in Baye rn  jetzt beabsichtigten 
Regelung? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Schewe-Gerigk, es wäre na-
türlich ein trauriges Bild, wenn wir Fachärzten Nicht-
qualifikation nachsagen würden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage der Frau Kollegin Schmidt, bitte. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, gibt es einen mir noch verborgen gebliebenen 
Grund dafür, daß die Bundesregierung die Ein-
schränkung der Freiheit, den qualifizierten Arzt zu 
wählen, inhaltlich beurteilt und in dieser Passage of-
fensichtlich den Gesetzentwurf der bayerischen Lan-
desregierung gelesen hat, aber zu anderen Fragen 
des Konterkarierens des Gesetzes des Bundes nicht 
inhaltlich Stellung nimmt? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Schmidt, die Frage heißt: 
„Welchen Stellenwert hätte bei einer solchen Rege-
lung ... " und nicht: „Wie beurteilt die Bundesregie-
rung . " 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die Zu-
satzfrage von Professor Meyer auf. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, ist Ihnen bekannt, daß der Bundesgesetzgeber in 
§ 218a Abs. 1 Nr. 2 StGB geregelt hat, daß der 
Schwangerschaftsabbruch von einem Arzt vorge-
nommen wird, und meinen Sie, daß wir als Bundes-
gesetzgeber dadurch einen kapitalen Fehler ge-
macht haben, daß wir diese Befugnis nicht auf Fach-
ärzte eingeschränkt haben? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich sehe den Zusammenhang nicht, Herr 
Kollege. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Zusatzfragen und rufe die Frage 9 der Ab-
geordneten Kerstin Müller auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die Absicht der bayeri-
schen Landesregierung, vor einem Schwangerschaftsabbruch 
ein zweites Beratungsgespräch durch den Arzt verpflichtend 
einzuführen, obgleich der Deutsche Bundestag sehr kontrovers 
und ausführlich über diese Frage debattiert hat und sein gesetz-
geberisches Ermessen schließlich dahin gehend wahrgenom-
men hat, dies dem ärztlichen Standesrecht zu überlassen? 

Frau Staatssekretärin, bitte. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident, so leid es mir tut, auch hier 
ist meine Antwort: In der gegenwärtigen Situation, 
Frau Kollegin Müller, besteht weder eine Berechti-
gung noch eine Verpflichtung der Bundesregierung, 
auf die in Frage stehenden Gesetzentwürfe der Baye-
rischen Staatsregierung in irgendeiner Weise Einfluß 
zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Müller, Sie haben zwei Zusatzfragen. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dennoch frage ich für den Fall, daß die bayeri-
sche Landesregierung ein Gesetz verabschiedet - zu 
dem Sie nicht Stellung nehmen wollen - und sie es so 
verabschiedet, wie das der we rten Öffentlichkeit 
bekannt ist und auch Ihnen bekannt sein sollte: Wie 
beurteilen Sie die Gefahr, daß durch das geplante 
bayerische Schwangerenberatungsgesetz der soge-
nannte Abtreibungstourismus wiederauflebt, dem 
die Bundesregierung und dieses Parlament durch ein 
bundeseinheitliches Gesetz gerade begegnen woll-
ten? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Auch dazu kann ich Ihnen keine Antwort 
geben, weil ich nicht auf Vermutungen antworten 
möchte. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch keine Vermutung!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Zusatzfrage der Kollegin 
Dr. Niehuis auf. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Frau Staatssekretärin, da 
Sie bisher keine Veranlassung zu Reaktionen der 
Bundesregierung sehen, hätte ich doch die Frage: 
Welche Umstände und welche Ereignisse müßten 
eintreten, daß diese Bundesregierung meint, eine Be-
rechtigung zum Handeln in der deutschen Politik zu 
haben, und reagiert? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
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Jugend: Ich finde, Frau Kollegin Niehuis, daß das 
eine sehr hypothetische Frage ist. 

(Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
die Zusatzfrage des Kollegen Hüppe auf. 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Ist der Bundesregie-
rung bekannt, daß im Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes steht, daß sich der Arzt das Abbruchverlan-
gen ausdrücklich darlegen lassen muß? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ja, Herr Kollege Hüppe. 

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Zusatzfrage hat Frau Wolf. Bitte schön. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Liebe Kollegen, ich 
möchte meine Frage noch loswerden. Ich möchte 
noch einen Versuch machen, festzustellen, ob nicht 
auch die Bundesregierung die Gefahr sieht, Frau 
Staatssekretärin, daß es in dieser Frage zukünftig 
keine Rechtssicherheit gleicher Qualität in der Bun-
desrepublik mehr gibt. Die bayerische Statistik über 
Schwangerschaftsabbrüche zeigt auf, daß die Zahl 
der Schwangerschaftsabbrüche in Bayern um 30 Pro-
zent gestiegen ist. Das heißt, es finden in Bayern jetzt 
nicht mehr Abbrüche statt, sondern die Frauen brau-
chen lediglich nicht mehr in andere Bundesländer zu 
fahren, weil jetzt im ganzen Bundesgebiet gleiches 
Recht gilt. Würden Sie mir recht geben, daß die 
geplanten verschärften Regelungen betreffend die 
Rolle des Arztes dazu führen, daß sich zwar die Stati-
stik zugunsten der Bayerischen Staatsregierung ver-
ändert, sich die Frauen dann aber doch wieder auf 
die Reise in andere Bundesländer machen? 

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Es gibt über-
haupt noch keine Statistik seit diesem 

Gesetz!) 

- Doch, diese Statistik ist veröffentlicht. Es gibt 
30 Prozent mehr Schwangerschaftsabbrüche. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Sekunde! 
- Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wo rt  zur Ant-
wort. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Wolf, ich kann Ihnen dazu lei-
der nichts sagen. Ich weiß es nicht. Eine Antwort 
wäre hypothetisch. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ehe ich die weiteren Fragen 
aufrufe, möchte ich folgendes sagen: Sie müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß die Bundesregierung auf die 
Frage „Wie reagieren Sie ...?" sagt: „Das warten wir  

ab. " Es hat wenig Sinn, nun immer wieder alle mögli-
chen Sachverhalte hypothetisch einzuführen, wenn 
die Antwort, wie wir wissen, nun so ausfällt. Die Bun-
desregierung ist frei, zu antworten, wie sie es für 
richtig hält. 

Ich rufe Frage 10 der Abgeordneten Christine 
Scheel auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die von der bayerischen 
Landesregierung geäußerte Kritik, der Bundesgesetzgeber sei 
bei der Regelung von Schwangerschaftsberatung und -abbrü-
chen „nicht allen Regelungsaufträgen des Bundesverfassungs-
gerichtes nachgekommen" (vgl. Entwurf zum bayerischen 
Schwangerschaftshilfeergänzungsgesetz, S. 1)? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Auch hier, Frau Kollegin, muß ich wieder 
meinem Satz antworten: In der gegenwärtigen Situa-
tion besteht weder eine Berechtigung noch eine Ver-
pflichtung der Bundesregierung, auf die in Frage ste-
henden Gesetzentwürfe der Bayerischen Staatsregie-
rung in irgendeiner Form rechtlich Einfluß zu neh-
men. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Staatssekretärin, es fällt schwer, geduldig zu 
bleiben. Das war jetzt ungefähr das zehnte Mal, daß 
Sie Ihren Standardsatz hier vorgetragen haben. Da 
die Bundesregierung insgesamt, was Vorstöße Bay-
erns betrifft, in ihrer Kritik bzw. in ihren Stellungnah-
men nicht so zurückhaltend ist, möchte ich Sie schon 
fragen, ob Sie es sich einfach so gefallen lassen wol-
len, daß Ihnen von der Bayerischen Staatsregierung 
praktisch unterstellt wird, daß Sie als Bundesgesetz-
geberin Ihre Hausaufgaben in diesem Zusammen-
hang nicht gemacht haben - 

(Ulrich  Heinrich [F.D.P.]: Wir sind der 
Gesetzgeber!) 

mit der Folge, daß ein bayerisches Gesetz hinter ein 
Bundesgesetz zurückfällt und damit unterstellt wird: 
Wir in Bayern können uns das leisten, weil der Bun-
desgesetzgeber Lücken gelassen hat, die jetzt die 
Bayern schließen müssen. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Wenn ich mich recht erinnere, Frau Kollegin 
Scheel, hat das deutsche Parlament dieses Gesetz 
beschlossen, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wir sind der 
Gesetzgeber!) 

nicht die Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Zusatzfrage, bitte. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Auch wenn, wie das üblich ist, das Parlament das 
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Gesetz beschlossen hat, ist doch die Bundesregie-
rung mit dem einverstanden, was in diesem Gesetz 
steht. Ich denke, daß wir uns da einig sind. Sie haben 
dieses Gesetz ja dann auch in die Praxis umzusetzen. 

Wenn in Bayern Gesetzesvorlagen existieren, die 
dem entsprechenden Bundesgesetz juristisch wider-
sprechen, müssen Sie doch im Vorfeld Ihre Fühler 
ausstrecken und sich überlegen, wie Sie damit um-
gehen wollen. Oder warten Sie ab, bis Bayern gehan-
delt hat, wollen Sie erst handeln, wenn die Verunsi-
cherung der Frauen wieder vorangetrieben wurde? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich kenne die Vorlagen, von denen Sie spre-
chen nicht, und darum kann ich darauf auch nicht 
reagieren. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die 
Zusatzfrage der Frau Kollegin von Renesse auf. 

Margot von Renesse (SPD): Sieht die Bundesregie-
rung - und insbesondere Ihr Ministe rium - die Not-
wendigkeit, die verfassungsrechtlich gebotene 
Durchführung von Bundesgesetzen durch die Länder 
im Auge zu behalten und für die Stimmigkeit mit den 
von diesem Parlament verabschiedeten Gesetzen zu 
sorgen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau von Renesse, in meinem Satz, den ich 
zehnmal wiederholt habe, heißt es: „In der gegen-
wärtigen Situation . " 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage von Frau Lüth, bitte. 

Heidemarie Lüth (PDS): Frau Staatssekretärin, da 
Sie in Ihrer Antwort darauf abgehoben haben, daß 
die Abgeordneten des Bundestages der Gesetzgeber 
sind, möchte ich Sie fragen: Würden Sie als Vertrete-
rin der Regierung dem Gesetzgeber empfehlen, 
gegen diese Kritik der bayerischen Regierung an 
dem Gesetzgeber vorzugehen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich kenne diese Kritik nicht, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Zusatzfragen und rufe daher die Frage 11 
der Kollegin Christine Scheel auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung aktiv dafür, daß es 
Frauen im Falle einer Schwangerschaft leichter fällt, sich für ein 
Kind zu entscheiden? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Scheel, auf Ihre Frage ant-

worte ich folgendermaßen: Die Bundesregierung ist 
davon überzeugt, daß es zum Schutz des ungebore-
nen Lebens erforderlich ist, die Rahmenbedingungen 
für ein Leben mit Kindern zu verbessern. Deshalb hat 
sie die Familienförderung in den letzten Jahren, so-
weit es der Rahmen des Machbaren zuließ, ausge-
baut. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich gehe davon aus, daß Ihnen das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes zum Kindergeld in diesem 
Zusammenhang bekannt ist. Wie beurteilen Sie die 
Tatsache, daß die Koalition in ihrem Entwurf des Jah-
ressteuergesetzes die Erhöhung des Kindergeldes, 
die versprochen war, nicht vorsehen will? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich denke, das ist ein anderes Thema und 
hat eigentlich nichts mit Ihrer Frage zu tun. 

(Lachen der Abg. Christina Schenk [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Zusatzfrage. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die grundsätzliche Frage ist ja - das nur als Vorbe-
merkung -, was die Bundesregierung für die Frauen 
tut, die sich für ein Kind entscheiden. Deswegen hat, 
so glaube ich, die Höhe des Kindergeldes durchaus 
etwas mit diesem Thema zu tun. 

Zu meiner zweiten Zusatzfrage: Es gibt Überlegun-
gen innerhalb der Koalition, die steuerliche Absetz-
barkeit der Kosten für Haushaltshilfen zu gewähren, 
unabhängig davon, ob ein Kind oder eine pflegebe-
dürftige Person dem Haushalt angehört. Man will 
das pauschal öffnen, das heißt, alle, die es sich lei-
sten können, können ein Hausmädchen einstellen 
und die Kosten von der Steuer absetzen. Nun hat der 
Bundesfinanzgerichtshof eine Entscheidung getrof-
fen, wonach analog dazu in § 33 des Einkommen-
steuergesetzes Alleinerziehenden die Möglichkeit 
gegeben werden sollte, die Kosten für die Kinderbe-
treuung steuerlich geltend zu machen. Dies ist von 
der Bundesregierung bis heute nicht umgesetzt wor-
den. Könnten Sie mir einmal erklären, warum hier 
mit zweierlei Maß gemessen wird? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich hoffe, Frau Kollegin Scheel, daß wir die 
steuerliche Absetzbarkeit der Aufwendungen für 
Haushaltshilfen gemeinsam beschließen werden. 
Das kann nur ein Vorteil für die Frauen und für die 
Arbeitsplätze sein. Ich wünsche mir sehr, daß wir uns 
hier tatsächlich für die Frauen entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Frau Kollegin Schmidt. 
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Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin, Sie haben zu Beginn ausge-
führt, daß die Bundesregierung die Intention des 
Bundesgesetzgebers bei der Verabschiedung des 
Schwangeren- und Familienhilfegesetzes, durch das 
Prinzip „Hilfe statt Strafe" den Frauen das Ja zum 
Kind zu erleichtern, unterstützt. Würden Sie mir bei-
pflichten, daß der Versuch der Bayerischen Staatsre-
gierung, eine Verschärfung des Schwangeren- und 
Familienhilfegesetzes und damit eine Umkehrung 
des Prinzips „Hilfe statt Strafe" vorzunehmen von 
einem tiefen Mißtrauen gegenüber der Familienpoli-
tik der Bundesregierung getragen wird? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Schmidt, zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt besteht zu dieser Annahme kein Anlaß. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfrage, 
Frau Holzhüter. 

Ingrid Holzhüter (SPD): Sind Sie mit mir der Mei-
nung, daß 590-DM-Beschäftigungsverhältnisse und 
die Erweiterung der Ladenschlußzeiten Frauen mit 
Kindern massiv benachteiligen, so die Freude und 
die Hingabe an die Familie empfindlich gestört wer-
den und die Bereitschaft, sich bei diesen Perspekti-
ven - insbesondere, wenn man die Rentenregelun-
gen betrachtet - zu einer Mutterschaft zu entschlie-
ßen, erheblich beeinträchtigt wird? 

Gertrud Dempwolf, Parl: Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Nein, Frau Kollegin Holzhüter. Ich bin nicht 
Ihrer Ansicht; ich habe eine andere Meinung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, Frau von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin, Sie haben zu Beginn Ihrer Ausfüh-
rungen auf die schriftliche Anfrage der Kollegin 
Scheel erklärt, daß die Bundesregierung in den letz-
ten Jahren eine Menge an Familienförderung auf 
den Weg gebracht habe. Darf ich Sie bitten, mir drei 
größere Projekte zu nennen, die Sie als Familienför-
derung bezeichnen, und dabei nicht die Einführung 
des Kindergeldes anzuführen, die nur eine Beseiti-
gung der verfassungswidrigen Besteuerung von Fa-
milien war? Ich möchte jetzt also Maßnahmen zur Fa-
milienförderung und nicht die Beseitigung von ver-
fassungswidrigen Nachteilen genannt haben. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Sehr geehrte Frau Kollegin, ich werde nicht 
daran vorbeikommen, Ihnen zu sagen, daß trotz der 
angespannten Haushaltslage im Jahr 1996 der Fami-
lienlastenausgleich mit Leistungsverbesserungen 
von 7,2 Milliarden DM zur Entlastung der Familien 
beigetragen hat. Ich denke auch an die Wohneigen-
tumsförderung, die familienfreundlich gestaltet wird. 

Ich denke ferner an ein modernes Kinder- und Ju-
gendhilferecht. Ich denke außerdem an den Rechts-
anspruch auf einen Kindergartenplatz. Ich würde Sie 
ganz herzlich bitten, mit dafür zu sorgen, daß das 
Wirklichkeit wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nächste Zu-
satzfrage, Frau Hanewinckel. 

Christel Hanewinckel (SPD): Frau Staatssekretärin, 
nach dem, was Sie soeben aufgezählt haben, komme 
ich zu dem Schluß, daß sich die Bundesregierung ak-
tiv, nämlich mit Finanzmitteln, so gut wie gar nicht 
an Familienförderung beteiligt hat. Stimmen Sie mir 
zu, wenn ich sage, daß die Bundesregierung zur Fa-
milienförderung aktiv - jedenfalls in den letzten Jah-
ren - nichts getan hat? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, da stimme ich 
Ihnen absolut nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann sind wir 
am Ende dieses Geschäftsbereichs. Vielen Dank, 
Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht die Parlamentarische Staatssekretärin 
Frau Dr. Sabine Bergmann-Pohl zur Verfügung. 

Wir kommen zunächst zur Frage 12 der Abgeord-
neten Rita Grießhaber: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die Artikel 2 und 3 des 
Entwurfs zum bayerischen Schwangerenhilfeergänzungsge-
setz, der vorsieht, daß alle Einrichtungen, die einen Schwanger-
schaftsabbruch durchführen wollen und die nicht in Kranken-
hausplänen mit der Fachrichtung Gynäkologie und Geburtshilfe 
aufgenommen sind bzw. von einem öffentlich-rechtlichen Trä-
ger betrieben werden, eine Erlaubnis dafür brauchen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Präsident, 
Frau Kollegin Grießhaber, die Bundesregierung ist 
zwar für das vom Bund erlassene Schwangerschafts-
konfliktgesetz zuständig, nicht jedoch für die gesetz-
geberische Ausfüllung dieses Gesetzes durch die 
Länder. Die Bayerische Staatsregierung hat im Rah-
men der Zuständigkeit des Freistaats Bayern die 
genannten Gesetzentwürfe im Bayerischen Landtag 
vorgelegt, die sich zur Zeit im Gesetzgebungsverfah-
ren befinden. Zu dem Inhalt von Gesetzentwürfen, 
die in einem Landesparlament zur Beratung anste-
hen, nimmt die Bundesregierung grundsätzlich nicht 
Stellung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre erste Zu-
satzfrage. 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Staatssekretärin, stimmen Sie mir zu, daß das 
von Ihnen genannte Bundesgesetz keine besondere 
Erlaubnis für Einrichtungen vorsieht, die Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen wollen? 
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Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Ich sehe jetzt 
keinen Zusammenhang zwischen der von Ihnen ge-
stellten Frage und meiner Antwort. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
wollen Sie noch eine Zusatzfrage stellen? 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wenn Sie da keinen Zusammenhang sehen, möchte 
ich Sie fragen: Wieso steht denn dem Landesgesetz-
geber eine strafrechtliche Handlungskompetenz für 
das zu, was wir gar nicht geregelt haben? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Auch hier sehe 
ich keinen Zusammenhang zwischen Ihrer Frage 
und meiner Antwort. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Zusatzfragen und rufe dann die Frage 13 
der Abgeordneten Andrea Fischer auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die von der bayerischen 
Regierung geplante Beschränkung der jährlichen Zahl von 
Schwangerschaftsabbrüchen in Arztpraxen und durch Beleg-
ärzte im Hinblick auf evtl. zu erwartende negative Auswirkun-
gen auf das Komplikations- und Sterblichkeitsrisiko durch man-
gelnde Erfahrung? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin 
Fischer und Herr Präsident, wenn Sie einverstanden 
sind, würde ich beide Fragen gerne zusammen 
beantworten, weil sie in einem Zusammenhang ste-
hen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin? 
- Dann rufe ich auch noch die Frage 14 der Abgeord-
neten Andrea Fischer auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die in Bayern geplante 
25- %-Regelung („ die  Einnahmen aus den je Kalenderjahr vor-
genommenen Schwangerschaftsabbrüchen dürfen ein Viertel 
der aus der gesamten Tätigkeit der Einrichtung erzielten Ein-
nahmen nicht übersteigen") im Hinblick auf im Bundesrecht 
zugelassene ambulante Abbrüche und im Hinblick auf die Frei-
heit der Berufsausübung? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Auch in diesen 
beiden Fragen geht es um die genannten Gesetzent-
würfe der Bayerischen Staatsregierung. Ich bekräf-
tige deshalb, was ich vorhin bereits zur Frage 12 
über die Grenzen gesagt habe, denen die Bundesre-
gierung in einem solchen Fall unterliegt. Es besteht 
somit in der gegenwärtigen Situation weder eine Be-
rechtigung noch eine Verpflichtung der Bundesre-
gierung, auf die genannten Gesetzentwürfe der Bay-
erischen Staatsregierung in irgendeiner Art  rechtlich 
Einfluß zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Sie haben vier Zusatzfragen, bitte schön. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nach dieser überraschenden 
Antwort verzichte ich darauf! - Heiterkeit 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 

der SPD) 

Gibt es weitere Zusatzfragen? - Frau von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Frau Staatssekretärin, 
sehen Sie in - ich sage bewußt - einer Quotierung 
von Schwangerschaftsabbrüchen in einer Arztpraxis 
eine gesundheitspolitische Maßnahme? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin, 
ich möchte Sie daran erinnern, daß in § 13 Abs. 2 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, das auch Sie mit 
verabschiedet haben, steht: 

Die Länder stellen ein ausreichendes Ange-
bot ambulanter und stationärer Einrichtungen 
zur Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen 
sicher. 

(Margot von Renesse [SPD]: Meine Frage ist 
ziemlich unbeantwortet geblieben!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau von 
Renesse, ich kann Ihnen keine weitere Zusatzfrage 
geben. - Ich sehe sonst keinen Wunsch nach einer 
weiteren Zusatzfrage im Haus. 

Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Frau Staatssekretär, vielen Dank. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit auf. Die Fragen 15 und 16 der Kollegin I ris 
Follak sowie die Fragen 17 und 18 des Kollegen Hel-
mut Lamp werden schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Aus-
wärtigen Amtes. Die Fragen 19 der Kollegin 
Dr. Dagmar Enkelmann, 20 und 21 des Kollegen 
Benno Zierer sowie 22 und 23 des Kollegen Gernot 
Erler werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums des Innern. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Eduard Lintner zur Verfügung. 

Die Fragen 24 der Kollegin Dr. Dagmar Enkel-
mann, 25 des Kollegen Horst Kubatschka und 26 des 
Kollegen Dr. Egon Jüttner werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Damit rufe ich die Frage 27 des Kollegen Dietmar 
Schlee auf: 

Wie viele Ermittlungsverfahren führt das Bundeskriminalamt 
gegenwärtig? 

Herr Staatssekretär. 
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Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Schlee, die Ant-
wort  lautet: Das Bundeskriminalamt Wiesbaden 
bearbeitet gegenwärtig insgesamt 581 Ermitt-
lungsverfahren. Davon entfallen auf die Abteilung 
Organisierte und Allgemeine Kriminalität 160 und 
auf die Abteilung Polizeilicher Staatsschutz 
421 Ermittlungsverfahren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatzfra-
gen, Herr Kollege. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie fragen, wie sich die Zahl der Ermitt-
lungsverfahren in den letzten Jahren entwickelt hat? 
Gibt es eine ansteigende oder eine fallende Ten-
denz? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Schlee, meines 
Wissens gibt es eine fallende Tendenz. Aber die prä-
zise Antwort liefere ich Ihnen nach. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine zweite 
Zusatzfrage? - Dann rufe ich Ihre Frage 28 auf, Herr 
Kollege Schlee: 

Welchen Anteil seiner Arbeitskapazität wendet das Bundes-
kriminalamt durchschnittlich auf zur Erfüllung eigener gesetzli-
cher Aufgaben, Hilfeleistungen für Polizei- und Justizbehörden 
der Bundesländer, Erledigung von Ersuchen ausländischer Poli-
zei- und Justizbehörden? 

Bitte schön. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Antwort auf Frage 28 lautet: 
Eine konkrete Aufsplittung der jeweiligen Arbeitska-
pazitäten ist nur mit hohem Erfassungsaufwand zu 
leisten. Die Zentralstellenfunktion des BKA dürfte 
den größeren Teil der Gesamtbelastung ausmachen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatzfra-
gen. - Keine. - Bitte schön, Herr Kollege Büttner. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wie viele Beamte des Bundeskriminalamtes sind 
für den Personenschutz der hier in Bonn tätigen 
Minister, Staatssekretäre und sonstiger Personen 
abgestellt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, da kein unmittel-
barer Zusammenhang mit den Fragen, die mir hier 
gestellt worden sind, besteht, habe ich die Zahlen na-
türlich nicht parat. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Würden 
Sie mir die vielleicht nachreichen?) 

- Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit sind wir 
am Ende Ihres Geschäftsbereichs. Herr Staatssekre-
tär, vielen Dank. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Justiz auf. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Rainer Funke zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 29 des Kollegen Rolf Schwanitz 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß von den ursprüng-
lich für die Kapitalentschädigung nach dem Strafrechtlichen Re-
habilitierungsgesetz angesetzten 1,55 Mrd. DM (vgl. Drucksa-
che 12/1608, S. 3) bisher lediglich ca. 540 Mio. DM ausgezahlt 
worden sind, obwohl von den ca. 140 000 Anträgen bereits 
130 000 abgearbeitet wurden, und ist die Bundesregierung be-
reit, den Differenzbetrag für die Wiedergutmachung von politi-
schem SBZ- bzw. DDR-Unrecht zu verwenden? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege Schwanitz, ich kann 
auf Ihre Frage hin bestätigen, daß der im Regierungs-
entwurf des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgeset-
zes angenommene Kostenrahmen von 1,55 Mil-
harden DM nach dem derzeitigen Stand deutlich un-
terschritten wird. Bis Ende Dezember 1995 sind 
625 Millionen DM im Bereich des Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes ausgezahlt worden. Es trifft 
auch zu, daß von den mehr als 140 000 Rehabilitie-
rungsanträgen nur noch knapp 10 000 bei den Ge-
richten anhängig sind. Die Gründe für die Differenz 
zwischen der Kostenschätzung im Regierungsent-
wurf und der tatsächlichen Entwicklung waren Ge-
genstand Ihrer schriftlichen Frage vom 5. Oktober 
1995, die ich mit Schreiben vom 16. Oktober 1995 be-
antwortet habe. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage muß ich darauf hin-
weisen, daß innerhalb der Bundesregierung über die 
Novellierung der SED -Unrechtsbereinigungsge-
setze noch nicht entschieden worden ist. Ich wi ll  aber 
nicht verhehlen, daß bei der Meinungsbildung die 
Lage der öffentlichen Haushalte des Bundes und der 
Länder natürlich eine nicht zu vernachlässigende 
Rolle spielt. Eine Automatik in dem Sinne, daß die 
von Ihnen angesprochene Differenz zwischen dem 
Haushaltsansatz beim Strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz und den tatsächlichen Kosten ohne wei-
teres für die Finanzierung von zusätzlichen Maßnah-
men der Bereinigung von DDR-Unrecht zur Verfü-
gung stünde, wird es daher nicht geben. 

Lassen Sie mich noch eines hinzufügen: Wir wer-
den morgen im Bundestag die Gelegenheit haben, 
hierüber zu diskutieren. Da wird es entsprechende 
Vorschläge geben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, Herr Kollege Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Staatssekretär, jenseits 
Ihres Hinweises auf die frühere schriftliche Beant-
wortung möchte ich gerne eine Frage zu den Ursa-
chen stellen: Wie erklärt sich die Bundesregierung, 
daß, wenn die Zahlen in etwa stimmen, auf der einen 
Seite die damals erwarteten Anträge von den Betrof-
fenen tatsächlich in einer Größenordnung von 90 
Prozent gestellt worden sind, aber auf der anderen 
Seite die entsprechenden Mittel für die Kapitalent- 
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Schädigung nur zu ungefähr 35 Prozent in Anspruch 
genommen werden? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Das liegt daran - das habe ich Ihnen 
in der Beantwortung der schriftlichen Frage auch 
mitgeteilt -, daß bei der Abfassung der Rehabilitie-
rungsgesetze die Schätzungen außerordentlich 
schwierig gewesen sind und wir auf Daten angewie-
sen waren, die sich wiederum auf Schätzungen bezo-
gen. Von daher ist zu erklären, daß die Anträge nicht 
in dem erwarteten Umfang gestellt wurden. Dadurch 
ist diese Differenz entstanden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie haben eine 
zweite Zusatzfrage. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte Sie vor dem Hintergrund der von Ihnen 
heute hier im wesentlichen bestätigten Zahlen fra-
gen, ob Sie nicht meine Auffassung teilen, daß die 
früher in diesem Hause schon einmal thematisierte 
Schieflage zwischen dem Engagement des Bundes 
bei der Wiedergutmachung von Eigentumsschäden 
aus der Zeit vor 1989 auf der einen Seite und dem 
Engagement des Bundes bei der Wiedergutmachung 
von Schäden an Freiheit, Leib und Leben auf der an-
deren Seite durch diese geringen Ausreichungszah-
len, die Sie uns heute bestätigt haben, nachträglich 
noch verschärft wird. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nein, das sehe ich nicht. Aber ich 
gebe Ihnen zu, daß wir 40 Jahre DDR-Unrecht nicht 
durch finanzielle Leistungen sozusagen aufarbeiten 
können. Wir müssen dort  tätig werden, wo bei den 
Betroffenen auch heute noch Wirkungen vorhanden 
sind und besondere soziale Härten bestehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte, eine Zu-
satzfrage. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Staatssekretär 
Funke, ist der Differenzbetrag zwischen den geplan-
ten und den tatsächlichen Ausgaben für die Kapital-
entschädigung, über den wir eben gesprochen ha-
ben, überhaupt in den einschlägigen Haushaltstiteln 
des BMJ eingestellt gewesen? Wenn ja, wofür sind 
diese Mittel verwendet worden? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Es handelt sich hier um die Auszah-
lung von Mitteln auf Grund gesetzlicher Ansprüche. 
Die Mittel für diese gesetzlichen Ansprüche sind 
nicht im Haushaltstitel des Bundesjustizministeri-
ums, der ja, wie Sie wissen, ungewöhnlich beschei-
den ist, enthalten, sondern diese Beträge gehören zur 
allgemeinen Finanzmasse des Bundes. Aus diesem 
Haushaltstitel des Finanzministeriums ist hier eine 
Zahlung vorzusehen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Die Fragen 30 und 31 des Kollegen Norbert Gansel 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Wir sind damit 
am Ende Ihres Bereichs. 

Ehe ich den nächsten Geschäftsbereich aufrufe, 
möchte ich darauf aufmerksam machen, daß wir 
nach der Beantwortung der restlichen Fragen, soweit 
diese nicht schriftlich beantwortet werden, voraus-
sichtlich in 15 bis 20 Minuten mit der Fragestunde 
fertig sein werden. Ich bitte also alle Beteiligten, sich 
für ihre Meldungen darauf einzurichten, daß wir mit 
der Aktuellen Stunde sehr viel früher anfangen, als 
das ausgedruckt ist. 

Damit rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Finanzen auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht die Parlamentarische Staatssekretä-
rin Irmgard Karwatzki zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 32 des Kollegen Rolf Schwanitz 
auf: 

Aus welchem Grunde sind vermögensrechtliche Anträge, ins-
besondere älterer Rehabilitierter, nicht im „Prioritätenkatalog 
für die Bearbeitung der Anträge nach dem Vermögensgesetz 
(VermG) und Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
(EALG)" (vgl. Rundbrief des Bundesamtes zur Regelung offener 
Vermögensfragen Nr. 17 vom 20. April 1995) aufgeführt, wo 
doch selbst die Bundesregierung die Rehabilitierung und Ent-
schädigung der politisch Verfolgten in der ehemaligen SBZ bzw. 
DDR zu einer der wichtigsten Aufgaben im Zuge der deutschen 
Einheit erklärt hat und dies somit auch für die aus einer Rehabili-
tierung erwachsenden Folgeansprüche gelten muß, und welche 
Folgen hat das für die Betroffenen? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Schwa-
nitz, es trifft nicht zu, daß die Rehabilitierten im Prio-
ritätenkatalog unberücksichtigt geblieben seien. Der 
Katalog erfaßt unter den Ziffern V und VI auch die 
vermögensrechtlichen Ansprüche der Rehabilitier-
ten. Ziffer V betrifft insbesondere Ansprüche derjeni-
gen, die von einem ausländischen Gericht, zum Bei-
spiel dem sowjetischen Militärtribunal, verurteilt 
wurden. Ziffer VI bezieht sich auf Härtefälle insges-
amt und umfaßt damit auch Fälle, in denen Alter, Ge-
sundheitszustand oder sonstige Besonderheiten in 
der Person der Antragsteller berücksichtigt werden 
können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatzfra-
gen, Herr Kollege. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Staatssekretärin, be

-

zugnehmend auf die von Ihnen eben erwähnten Zif-
fern V und VI der Prioritätenliste möchte ich Sie fra-
gen, ob Sie mir zustimmen, daß in der von Ihnen er-
wähnten Ziffer V nur Entschädigungs- und keine Re-
stitutionsanträge erfaßt sind und es weder in der Zif-
fer V noch in der Ziffer VI einen expliziten Verweis 
auf die Anträge der aus politischen Gründen Verfolg-
ten  in der Zeit vor 1989 gibt. 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Schwa-
nitz, ich habe schnell nachgeschaut. Auf den ersten 
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Blick hin haben Sie recht. Ich prüfe das nach und 
gebe Ihnen schriftlich eine entsprechende Antwort. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Zusatzfrage. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Staatssekretärin, ich 
möchte Sie, nachdem die Bundesregierung in ihrer 
Prioritätenliste richtigerweise die Anträge der Ver-
folgten aus der NS-Zeit aufgenommen und explizit 
erwähnt hat, fragen, ob Sie nicht der Auffassung 
sind, daß auch die Anträge von politisch Verfolgten 
aus der SBZ- und DDR-Zeit explizit Erwähnung in 
diesem Prioritätenkatalog finden sollten. 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich sage Ihnen Prü-
fung zu. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich sehe keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Die Fragen 33 und 34 des Kollegen Dr. Rose wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 35 des Kollegen Hans Bütt-
ner (Ingolstadt) auf: 

Weshalb hat die Bundesregierung die Einkommensteuerricht-
linien Abschnitt 188 zu § 33 EStG betreffend die Badekuren von 
Kindern und Erwachsenen bisher nicht an die aus den Bestim-
mungen des SGB V abgeleiteten Antragsverfahrens der gesetz-
lichen Krankenkassen angeglichen, nach denen solche Kuren 
bezuschußt werden, wenn das Gutachten des Hausarztes vom 
Medizinischen Dienst der Krankenkassen bestätigt wird, und 
mutet den Steuerzahlern statt dessen nach wie vor zu, zusätzlich 
selbst zu bezahlende amtsärztliche Gutachten beizubringen, 
aus denen hervorgehen muß, daß Kinderkuren nur dann steuer-
lich absetzbar sind, wenn der Erfolg solcher Kuren auch dann 
sichergestellt ist, wenn die Kinder nicht in Kinderheimen unter-
gebracht sind? 

Irmgard Karwatzki, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident, Herr 
Kollege Büttner,. die Antwort wird jetzt etwas umfas-
sender. R 188 Abs. 1 der Einkommensteuer-Richtlinie 
1993 verlangt zwar, daß die Zwangsläufigkeit, Not-
wendigkeit und Angemessenheit von Aufwendun-
gen von Bade- und Heilkuren grundsätzlich durch 
ein vor Kurantritt ausgestelltes amtsärztliches Attest 
nachgewiesen werden. Dem amtsärztlichen Attest 
stehen aber ärztliche Bescheinigungen eines Medizi-
nischen Dienstes der Krankenversicherung - hier ist 
der Hinweis auf § 275 SGB V zu geben - gleich. Bei 
Pflichtversicherten genügt die Bescheinigung der 
Versicherungsanstalt, bei öffentlich Bediensteten die 
von Beihilfestellen in Behörden, wenn offensichtlich 
die Notwendigkeit der Kur im Rahmen der Bewilli-
gung von Zuschüssen oder Beihilfen anerkannt ist. 

Von dem Erfordernis eines vor Kurantritt ausge-
stellten amtsärztlichen oder vergleichbaren Zeugnis-
ses kann ausnahmsweise auch abgesehen werden, 
wenn feststeht, daß eine gesetzliche Krankenkasse 
die Notwendigkeitsprüfung vorgenommen und posi-
tiv beschieden hat. Davon kann in der Regel ausge-
gangen werden, wenn die Krankenkasse einen 

Zuschuß zu den Kurkosten für Unterkunft und Ver-
pflegung gewährt hat. 

Mit diesen Verwaltungsregelungen ist Ihrem Ver-
einfachungsanliegen, so meine ich, bereits weitge-
hend Rechnung getragen. 

Bei Heilkuren von Kindern ist allerdings zusätz-
lich erforderlich, daß das Kind während der Kur in 
einem Kinderheim untergebracht ist, es sei denn, aus 
der vor dem Kurantritt erteilten amtsärztlichen Be-
scheinigung ergibt sich, daß und warum der Kurer-
folg bei einer Unterbringung außerhalb eines Kinder-
heimes gewährleistet ist. Diese Einschränkung geht 
auf ein Urteil des Bundesfinanzhofs vom 12. Juni 
1991 zurück. Für den Kuraufenthalt von Kindern 
kommt üblicherweise in erster Linie eine Unterbrin-
gung in einem Kinderheim in Betracht, um den Kur-
erfolg wirklich sicherzustellen. Der Heilerfolg muß in 
der Regel fachgerecht unterstützt werden, zum Bei-
spiel durch kurgemäße Tages- und Freizeitgestal-
tung und durch eine kurgemäße Ernährung. Unkon-
trollierte schädliche Einflüsse sollen den Kurerfolg 
nicht gefährden. Die Unterbringung in einem Kin-
derheim unterscheidet den Kuraufenthalt im übrigen 
auch vom bloßen Erholungsaufenthalt. Auch bei den 
Kinderkuren gilt aber die Regelung von R 188 Abs. 1 
der Einkommensteuer-Richtlinie 1993, wonach dem 
amtsärztlichen Attest die bereits aufgezählten Be-
scheinigungen gleichgestellt sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatz-
frage, bitte. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Gehe ich recht in 
der Interpretation Ihrer Auskunft, daß sich Finanzbe-
hörden entgegen den Richtlinien verhalten, wenn sie 
trotz Vorliegens einer Bescheinigung der Kranken-
kasse, die auch bei Kinderkuren die Voraussetzun-
gen für eine Unterbringung außerhalb eines Kur-
heims bestätigt, die steuerliche Anerkennung versa-
gen? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 36 des Abgeordneten 
Hans Büttner (Ingolstadt) auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß eine Anpas-
sung der Einkommensteuerrichtlinien Abschnitt 188 § 33 EStG 
an die Verwaltungspraxis der gesetzlichen Krankenkassen ei-
nen wesentlichen Beitrag zum Abbau unnötiger bürokratischer 
Vorschriften im Steuerrecht und damit zur größeren Akzeptanz 
staatlichen Handelns leisten und den Staat schlanker machen 
könnte? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Kollege Büttner, Ihrem 
Wunsch nach Vereinfachung tragen schon jetzt die 
Einkommensteuerrichtlinien und die Hinweise 
hierzu weitgehend Rechnung. Im Rahmen der in die-
sem Jahr anstehenden Überarbeitung der Einkom-
mensteuerrichtlinien wird auch der einschlägige 
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Richtlinienabschnitt einer erneuten Überprüfung 
unterzogen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zusatzfragen? 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Kann ich aus der 
Antwort, die Sie auf meine erste Frage gegeben ha-
ben, und der Antwort, die Sie auf meine zweite Frage 
gegeben haben, schließen, daß Sie die entsprechen-
den notwendigen Klarstellungen bezüglich der 
MDK-Ärzte und der Krankenkassen so deutlich vor-
nehmen, daß es unterschiedliche Interpretationen, 
wie sie bisher noch vorgenommen werden, künftig 
nicht mehr gibt? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich sage vorsichtig ja. 
Es ist nicht mein Fachgebiet. Ich werde dem zustän-
digen Kollegen sagen, er möge sehr darauf achten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Dann kommen wir zu den Fragen 37 und 38 des 
Kollegen Jürgen Koppelin. Sie werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Norbe rt 

 Lammert  zur Verfügung. 

Die Fragen 39 und 40 des Kollegen Hans-Eberhard 
Urbaniak sowie die Fragen 41 und 42 des Kollegen 
Dr. Olaf Feldmann werden schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Dann kommen wir zu der Frage 43 des Kollegen 
Wolfgang Schmitt: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung bei den laufenden Ver-
handlungen zwischen der Europäischen Union und der Repu-
blik Südafrika hinsichtlich eines uneingeschränkten Marktzu-
gangs bei folgenden Produkten Bedenken geltend macht: 
Fruchtsaft(-konzentrat), Wein, Schnittblumen, Rindfleisch, Äp-
fel und Spargel? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Schmitt, 
wie jedem Freihandelsabkommen liegt auch dem 
mit Südafrika angestrebten und jetzt zur Verhand-
lung anstehenden Abkommen der Gedanke des 
freien Marktzuganges zugrunde, für den sich die 
Bundesregierung selbstverständlich einsetzt. Auch 
bei Freihandelsabkommen können jedoch einzelne 
Produkte von der Liberalisierung ausgeschlossen 
werden. 

Im Falle des von Ihnen angesprochenen mit Süd-
afrika geplanten Freihandelsabkommens haben im 
Rat auf der Grundlage von Vorschlägen der Europäi-
schen Kommission bzw. der betroffenen Mitglieds-
länder in den vergangenen Monaten in Brüssel aus-

führliche Konsultationen stattgefunden, um den 
Interessen der Landwirtschaft der Europäischen 
Union ausgewogen Rechnung zu tragen und gleich-
wohl die Liste dieser Produkte auf im einzelnen defi-
nierte Bereiche zu beschränken. Keineswegs soll die 
Landwirtschaft im ganzen von einem solchen freien 
Marktzugang ausgenommen werden. 

Das förmliche Mandat für die Verhandlungen der 
Kommission mit Südafrika wurde vom Ministerrat 
mittlerweile verabschiedet. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Zusatzfra-
gen, bitte. 

Wolfgang Schmitt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, geben Sie mir recht, 
daß Freihandelsabkommen für die Begünstigten nur 
dann Sinn ergeben, wenn sie Produkten Marktzu-
gang eröffnen, bei denen das produzierende Land 
unzweifelhaft komparative Kostenvorteile besitzt? 

Können Sie mir sagen, welche Produktgruppen 
aus dem landwirtschaftlichen Bereich, bei denen die 
Republik Südafrika tatsächlich über komparative 
Kostenvorteile gegenüber der Europäischen Union 
verfügt, aus Sicht der Bundesregierung bedenkenlos 
importiert werden sollen bzw. welchen der Markt-
zugang erleichtert werden soll? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Zunächst stimme ich 
Ihnen natürlich zu, daß es die von Ihnen geschilderte 
Interessenlage - konkret: der südafrikanischen Seite - 
mit Blick auf ein solches Handelsabkommen gibt. 
Der Zweck solcher Abkommen besteht allerdings 
darin, die Interessen beider Seiten in einer Weise mit-
einander zu verbinden, daß sich auf der einen wie 
auf der anderen Seite die von Ihnen angesprochenen 
Vorteile aus diesen Handelsbeziehungen ergeben, 
ohne damit tatsächlich oder vermeintlich unzumut-
bare Belastungen hinnehmen zu müssen. 

Aus dem Umstand, daß es definierte Bereiche gibt, 
die in einem solchen Freihandelsabkommen von der 
Liberalisierung ausgeschlossen werden sollen, läßt 
sich im Umkehrschluß erkennen, für welche Berei-
che im Sinne Ihrer Fragestellung eine solche Bela-
stung aus der Sicht der Bundesregierung nicht zu 
erwarten ist. Es ist sicher realistisch, davon auszuge-
hen, daß es in den Verhandlungen zu jedem einzel-
nen dieser definierten Bereiche eine gründliche Ein-
schätzung geben wird. Ich bin im Augenblick natur-
gemäß nicht in der Lage, ein mögliches Ergebnis die-
ser Verhandlungen vorwegzunehmen. Das bleibt 
abzuwarten, zumal die Verhandlungskompetenz, 
wie Sie wissen, nicht bei der Bundesregierung oder 
irgendeinem anderen betroffenen einzelnen Mit-
gliedstaat, sondern bei der Europäischen Kommis-
sion liegt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite 
Zusatzfrage. 
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Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, 
daß in der Republik Südafrika Spargel zu anderen 
Jahreszeiten geerntet wird als hierzulande? Was be-
wegt die Bundesregierung trotzdem dazu, den 
Marktzugang von Spargel als sensibel zu bezeichnen 
bzw. gerade bei diesem Produkt entsprechende 
Bedenken anzumelden? 

Dr. Norbert  Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Schmitt, 
ich bitte um Nachsicht, daß ich mich nicht in der 
Lage sehe, jetzt für die einzelnen im Verhand-
lungsmandat vorgesehenen Ausnahmetatbestände 
abschließend die Frage zu beurteilen, inwiefern man 
sich hier nicht auch andere Regelungen vorstellen 
könnte. Ich verweise auf den Gegenstand von Ver-
handlungen, mit dem wir es hier zu tun haben. Wir 
befinden uns nicht im Stadium abgeschlossener Ver-
einbarungen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann kommen 
wir zur Frage 44 des Abgeordneten Schmitt: 

Falls ja, inwieweit hält die Bundesregierung diese Haltung für 
vereinbar mit ihrem ansonsten vielfach betonten Bekenntnis zu 
freiem Welthandel und uneingeschränktem Marktzugang? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Herr Kollege Schmitt, 
ich darf mich noch einmal auf meine Antwort zu Ihrer 
ersten Frage beziehen und unterstreichen, daß natür-
lich der Zweck solcher Freihandelsabkommen darin 
besteht, einen möglichst allgemeinen offenen Markt-
zugang in beide Richtungen sicherzustellen. Ich muß 
aber darauf aufmerksam machen, daß das Bekennt-
nis zum freien Welthandel und auch die Bereitschaft, 
Verhandlungen in diesem Sinne zu führen, keines-
wegs ausschließen, daß in einem dann zu definieren-
den, eng abgegrenzten Bereich Ausnahmen gemacht 
werden können, um die Interessen von Produzenten 
zu schützen. Ich muß vor allen Dingen darauf hinwei-
sen, daß es ausdrücklich auch den Regelungen des 
Welthandelsabkommens entspricht, daß bei einem 
Freihandelsabkommen einzelne Produkte von der 
Liberalisierung ausgeschlossen werden können, so-
fern allerdings die Marktöffnung annähernd den ge-
samten Handel umfaßt. 

Insofern steht die Haltung der Bundesregierung 
bei dem Verhandlungsmandat mit Südafrika nicht im 
Widerspruch zu ihrer allgemeinen Außenhandels-
politik. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es liegen keine 
weiteren Zusatzfragen vor. 

Die Fragen 45 und 46 der Kollegin Dr. Elke Leon-
hard werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir auch am Ende dieses Geschäftsbe-
reichs. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Die Fragestunde ist damit beendet.  

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu den Vor-
schlägen von Bundesminister Dr. Waigel und 
Bundesminister Seehofer hinsichtlich der 
Veränderungen des Rentenversicherungssy-
stems 

Die Aktuelle Stunde ist von der Fraktion der SPD 
beantragt worden. 

Das Wort  bekommt der Abgeordnete Rudolf Dreß-
ler. 

Rudolf Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
die heutige Aktuelle Stunde beantragt, um die Bun-
desregierung zu zwingen, Klarheit zu schaffen, wel-
cher Minister nun eigentlich für die Rentenpolitik 
des Kabinetts Kohl verantwortlich ist. Wir wollen wis-
sen, was nun eigentlich gilt: die Worte des Kanzlers, 
die Ankündigungen des Finanzministers und CSU-
Vorsitzenden Waigel, vielleicht auch die Diskussions-
beiträge von Frau Süssmuth oder von Herrn Bieden-
kopf, vielleicht sogar die Kabinettsvorlagen und 
öffentlichen Erklärungen des zuständigen Bundes-
sozialministers Blüm oder vielleicht doch die Position 
des Bundesgesundheitsministers Seehofer, der jetzt 
ganz offen darangeht, seinen Kabinettskollegen 
Blüm zu demontieren, um dessen Resso rt  überneh-
men zu können? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen in dieser Aktuellen Stunde auch etwas 
über den permanenten Wortbruch wissen, der ge-
radezu zum Markenzeichen der Rentenpolitik dieser 
Regierung geworden ist. Im März vor den wichtigen 
Landtagswahlen hat der Kanzler in seinem berüch-
tigten Rentnerbrief die älteren Mitbürger beschwich-
tigt: 

Sie können sich darauf verlassen: Ihre Rente ist 
und bleibt sicher. Am Generationenvertrag wird 
nicht gerüttelt. 

Daß das die reine Unwahrheit war, bestenfalls ein 
Blackout des Kanzlers, aber aller Wahrscheinlichkeit 
nach eine bewußte Täuschung, wissen wir heute. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Nach dem 24. März heißt die Devise: Nach den Wah-
len bitte zahlen! Die Spargesetze mit tiefen Ein-
schnitten in die erworbenen Rentenanwartschaften 
liegen jetzt vor. Die Druckerschwärze auf den Ge-
setzentwürfen ist noch nicht trocken, und  schon wird 
der nächste Wortbruch vorbereitet. Jetzt geht es an 
das Herzstück des Generationenvertrages, an die 
Rentenformel. 

Die Kommission, welche die Bundesregierung ein-
berufen und mit der Erfindung der neuen Rentenfor-
mel beauftragen will, ist ein reines Feigenblatt. Der 
tiefe Einschnitt in das Rentenniveau ist bereits 
beschlossene Sache. Die Sachverständigen in dieser 
Kommission dürfen höchstens noch Ratschläge 
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geben, an welcher Stelle das Messer angesetzt wer-
den soll. Die Regierung und die Koalition sollen sich 
nicht einbilden, sie könnten erst die nettolohnbezo-
gene Rentenformel als langfristige Sicherung des Ge-
nerationenvertrages feiern und dann nur vier Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Rentenformel wieder ab-
schaffen, ohne sich den Vorwurf des Wortbruchs zu-
zuziehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Die Herren Blüm, Kohl und Waigel begehen einen 
Wortbruch an den Rentnerinnen und Rentnern und 
an den Versicherten. Wir werden diesen Wortbruch 
beim Namen nennen. 

Der Finanzminister forde rt  die volle Rentenbe-
steuerung. Der bayerische Ministerpräsident ver-
langt die Verdoppelung des Krankenkassenbeitrags 
der Rentner. Der Bundesgesundheitsminister ver-
langt sogar beides: sowohl die volle Rentenbesteue-
rung als auch den vollen Krankenversicherungsbei-
trag der Rentner. Nachweislich der Äußerungen ihrer 
gesamten Führungsspitze ist die CSU damit zu einer 
Steuer- und Abgabenerhöhungspartei für die Rent-
nerinnen und Rentner geworden. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Petra 
Bläss [PDS]) 

Wir werden im Verlaufe der heutigen Aktuellen 
Stunde sehen, was die Sozialpolitiker der CDU/CSU 
zu diesem Vorgang zu sagen haben oder ob sie sich 
kraft Redeverbot heute noch nicht einmal vor dem 
Bundestag zu den chaotischen Verhältnissen in ihrer 
eigenen Bundesregierung äußern dürfen. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Ach Gott!) 

In dieser chaotischen Situation ist es Zeit, daß Bun-
desregierung und Koalition wieder zu einer verläßli-
chen und soliden Rentenpolitik zurückkehren. Ich 
fordere daher, daß der Bundeskanzler entweder die 
Kabinettsmitglieder Waigel und Seehofer zur Ord-
nung ruft und ihnen klarmacht, daß die Rentenpolitik 
nicht in ihre Ressortzuständigkeit gehört, oder Bun-
dessozialminister Blüm das Vertrauen entzieht und 
ihn entläßt; denn beides ist unvereinbar, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung muß zudem unverzüglich 
alle Zahlen auf den Tisch legen. Es stellt eine Provo-
kation und eine Mißachtung des Parlaments dar, daß 
der Bundessozialminister Blüm in einem Schreiben 
an die Bundestagspräsidentin vom 29. März dieses 
Jahres behauptet, eine diesbezügliche Große An-
frage der SPD-Bundestagsfraktion könne erst in der 
zweiten Julihälfte beantwortet werden, der gleiche 
Minister aber gleichzeitig, offensichtlich auf der 
Grundlage geheimer Zahlen, zur Sanierung weitrei-
chende Einschnitte in der Rentenversicherung vorbe-
reitet. Dies darf sich dieses Parlament nicht länger 
bieten lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Petra 
Bläss [PDS]) 

Die Bundesregierung muß ihr Rentenkürzungsge-
setz zurückziehen, wenn sie nicht Gefahr laufen wi ll , 
daß der Dialog über den Generationenvertrag im Par-
teienstreit weiter zermürbt wird. Wir haben in diesem 
Haus bereits am 2. Februar eine große Rentenrunde 
angemahnt und unsere Bereitschaft dazu erklärt. Mit 
ihrem Kürzungspaket haben die Bundesregierung 
und die Koalitionsfraktionen einseitig den Renten-
konsens von 1989 und 1992 verlassen. Wenn das so 
bleibt, sind die Bundesregierung und die sie tragen-
den Parteien für das, was jetzt in der Rentendebatte 
in Deutschland geschieht, selbst verantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Eduard Oswald das Wort . 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Not ist groß, wenn sie 

ihn schicken!) 

Eduard Oswald (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Koali-
tion hat in der letzten Sitzungswoche ein Programm 
für mehr Wachstum und Beschäftigung beschlossen 
und vorgelegt. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Bundeskanzler hat dazu am 26. Ap ril eine Re-
gierungserklärung abgegeben. Darin hat er auf die 
Wichtigkeit der Erhaltung von Wachstum und Be-
schäftigung hingewiesen, die auch für die Finanzie-
rung unserer sozialen Sicherungssysteme von großer 
Bedeutung sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Das gesamte Programm der Regierungskoalition hat 
auch das Ziel, die Finanzierbarkeit der sozialen 
Sicherungssysteme insgesamt langfristig zu gewähr-
leisten. 

Im Rahmen dieser Debatte haben wir klargestellt, 
daß unsere Rentenpolitik verläßlich bleibt und daß 
kein Rentner um seine Rente Angst haben muß. 

(Zurufe von der SPD) 

Das war eine klare und eindeutige Aussage, der 
nichts hinzuzufügen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Rentenlüge!) 

Wir haben außerdem die Entschlossenheit zum 
Ausdruck gebracht, die Rentenversicherung im Hin-
blick auf eine weitreichende Zukunftsperspektive 
weiterzuentwickeln. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Da lacht der Kanz

-

leramtsminister!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len, daß auch die junge Generation eine verläßliche 
und berechenbare Perspektive für ihre spätere Al-
tersversorgung hat. Dies ist notwendig, um den Ge-
nerationenvertrag, der sich seit langem bewährt hat, 
zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Zu diesem Zweck hat die Bundesregierung eine 
Kommission unter Vorsitz des Bundesarbeitsmini-
sters eingesetzt. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bravo!) 

Dies ist ausdrücklich Bestandteil dieses Programms. 

Auch bezüglich dieser Frage bestand anläßlich der 
Regierungserklärung unseres Bundeskanzlers für 
alle Seiten dieses Hauses Gelegenheit, sich ausführ-
lich zu äußern. Offensichtlich war es der Opposition 
aber wichtiger, die Regierung mit allgemeinen Vor-
würfen und Anschuldigungen zu überziehen statt 
sich mit den entscheidenden Fragen sachlich aus-
einanderzusetzen. Deshalb besteht heute keinerlei 
Anlaß, noch einmal die Debatte nachzubessern oder 
eine neue aufzurollen. 

Ich kann Ihnen aber versichern: Sie werden, so-
bald die Kommission unter Leitung von Norbe rt 

 Blüm ihre Arbeit aufnimmt, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Weihrauch!) 

genügend Gelegenheit haben, sich konstruktiv am 
Meinungsbildungsprozeß zu beteiligen. Gerade in 
der Rentenfrage hat es sich bewährt, daß wir zu par-
teiübergreifenden Vereinbarungen kommen. Ich 
lade Sie schon jetzt im Namen meiner Fraktion herz-
lich dazu ein, sich daran zu beteiligen. Ich kann Ih-
nen versichern, daß Ihre Vorschläge von uns mit 
Ernsthaftigkeit geprüft und auch diskutiert werden. 
Auch in diesem Hause gibt es Gelegenheit, hierüber 
zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sollten die besondere Bedeutung und Wichtig-
keit des gesamten Themas dadurch deutlich machen, 
daß wir versuchen, in den dazu vorgesehenen Ple-
nardebatten um Lösungen zu ringen. Der Weg, mit 
Hilfe Aktueller Stunden ständig nachzulegen, wird 
der Ernsthaftigkeit des Themas jedenfalls nicht ge-
recht, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gibt hier und heute keinen Grund für eine neuerli-
che Diskussion. Ich bitte Sie um Verständnis, daß 
sich meine Fraktion, die CDU/CSU, heute an der De-
batte nicht weiter beteiligen wird. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Die Koalitionsfraktionen werden dem Hause für 
die nächste Sitzungswoche einige Gesetzesentwürfe 
zur Umsetzung des Programms für mehr Wachstum 
und Beschäftigung vorlegen. Noch in diesem Monat 
wird die Bundesregierung die Rentenkommission 
einsetzen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bis zum 
Jahresende werden dann die Vorschläge auf dem 
Tisch liegen. Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, werden hinreichend Gelegenheit zur 

Mitarbeit haben, soweit Sie es nützen. Nutzen Sie 
jetzt die Zeit und bereiten Sie sich auf diese intensive 
und konstruktive Sacharbeit vor. Das sind wir unse-
rer Gesellschaft insgesamt schuldig. Ich würde mir 
wünschen, wenn alle, die hier diskutieren, so enga-
giert wie Theo Waigel, Horst Seehofer und Norbe rt 

 Blüm an der Umsetzung unseres Programms für 
mehr Wachstum und Beschäftigung mitarbeiten. 

(Beifall der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung alle zu einer möglichst breiten Beteiligung an 
der Diskussion aufgefordert. Ich kann dies heute nur 
wiederholen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  der Abgeordneten Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Lange hat die Bundesregierung den Dialog mit der 
jungen Generation verweigert. Ich habe allerdings 
nicht den Eindruck, daß die gegenwärtige A rt  und 
Weise geeignet ist, diesen Dialog zu eröffnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es macht eher den Eindruck einer Explosion, die ent-
steht, wenn man den Deckel zu lange auf dem 
Dampfkochtopf gelassen hat. Es ist unglaubwürdig, 
vor allen Dingen deswegen, weil das ganze Getöse 
zu einem Zeitpunkt kommt, wo die Bundesregierung 
im Sparpaket beträchtliche Einschnitte und Verän-
derungen in der Rentengesetzgebung macht. Das 
heißt, das alles passiert ohne eine gründliche Renten-
diskussion, geschweige denn in einer Kommission 
unter Beteiligung aller, wozu gerade der Kollege Os-
wald mit warmen Worten aufgerufen hat. Das, was 
sich schon bald bemerkbar machen wird, insbeson-
dere beim Rentenalter der Frauen, machen Sie ein-
fach im Schnellverfahren. Das ist ein Affront gegen 
die Frauen. Es verletzt den Vertrauensschutz, und es 
ist arbeitsmarktpolitischer Unsinn. Sie machen damit 
nichts anderes, als daß Sie die arbeitslosen Frauen 
ihre eigene Arbeitslosigkeit durch gekürzte Renten 
bezahlen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Die Zukunft der Rentenversicherung ist nicht als 
Bewerbungsschreiben eines Ministers geeignet, der 
sich beruflich verändern möchte. Unter den gegebe-
nen Bedingungen ist der Vorschlag von Herrn Seeho-
fer nichts anderes als eine Rentenkürzung um 7 Pro-
zent. Dann soll man das auch so deutlich sagen. Eine 
ernsthafte Reformdiskussion muß man aber anders 
angehen. Die Blüm-Entmachtungskommission soll 
die langfristigen Rentenausgaben und deren Ent-
wicklung neu diskutieren, und gleichzeitig macht sie 
tiefe Einschnitte. So gewinnt man das Vertrauen 
nicht. 
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Bei der jungen Generation ist die Rentenversiche-
rung schon seit langem in einer tiefen Legitimations-
krise. Diese Unernsthaftigkeit wird die junge Gene-
ration auch nicht dazu bringen, daß sie ihre Einstel-
lung ändert. Wir brauchen in der Tat eine Überprü-
fung der Ergebnisse des Rentenreformgesetzes von 
1992; bei dessen Verabschiedung waren die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit und die Folgen der 
deutschen Einheit ebenfalls nicht in diesem Ausmaß 
absehbar. Es stellen sich daher für uns eine Reihe 
von außerordentlich schwierigen Fragen: Reicht die 
1992 verabschiedete Nettolohnanpassung der Ren-
ten aus, um die Entwicklung der Rentenausgaben 
auch auf lange Sicht generationenverträglich zu be-
grenzen? 

Wir müssen uns auch darum kümmern, ob die Her-
aufsetzung des Rentenalters, die unter demographi-
schen Gesichtspunkten Sinn macht, bei einer weiter-
hin schwierigen Arbeitsmarktlage überhaupt vertret-
bar und realisierbar ist. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Uneingelöst ist weiterhin der Anspruch des gesam-
ten Bundestages von 1991, die eigenständige Alters-
sicherung für Frauen weiterzuentwickeln. Es geht 
insbesondere um die Kindererziehungszeiten. Wir 
werden aber auch - nicht nur bei Frauen, sondern 
bei Männern und Frauen - mit der Frage konfrontiert 
werden: Wie kann das Rentenversicherungssystem, 
das von einer bestimmten Fiktion eines Erwerbsver-
laufes ausgeht, noch eine wirklich tragfähige Siche-
rung auch bei zunehmend unstetigeren Erwerbsver-
läufen der Bevölkerung ermöglichen? Darin liegt gro-
ßer Reformbedarf. 

Das Thema der Besteuerung der Renten ist ein au-
ßerordentlich ungeeigneter Notanker für einen ver-
zweifelten Finanzminister. Damit verschafft man sich 
nichts als Ärger 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

und verunsichert die Leute. Das wirft auch wieder 
die Gerechtigkeitsfrage auf. Man kann über eine Er-
höhung des Anteils der Renten, der besteuert wird, 
nur im Rahmen einer großen Einkommensteuerre-
form reden, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist wahr! Das 
stimmt!) 

bei der die Aufwendungen für die Vorsorge der Al-
terssicherung von der Steuer freigestellt werden und 
dann entsprechend auch die Erträge zu besteuern 
wären. Dafür braucht man einen Übergangszeitraum 
und eine bedachtsame Debatte, damit man sich nicht 
all den Vorwürfen aussetzt, wie sie Ihnen ja auch in 
den letzten Tagen präsentiert worden sind. 

Der Generationenvertrag muß immer neu verhan-
delt werden. Er ist kein starres Gebilde, er ist eine 
politische Verabredung, die wir immer wieder neu zu 
treffen haben, auch und gerade unter Berücksich-
tung der Leistungsfähigkeit der jeweils aktiven Ge-
neration. 

Ich möchte an Sie appellieren, darauf zu achten, 
daß Sie, wenn Sie diese Reform durchführen, jetzt 
nicht im Hauruckverfahren im Rahmen der Sparpa-
ketoperation Fakten schaffen, sondern daß Sie dann, 
wenn Sie diese Kommission einrichten, auch das ge-
samte Paket verhandeln. Ich möchte vor allem an Sie 
appellieren, in dieser Kommission ganz bewußt, ganz 
ernsthaft und wohlorganisiert den Dialog mit der jun-
gen Generation zu führen, weil über deren Zukunft 
verhandelt wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  der Abgeordneten Dr. Gisela Babel. 

(Gerd Andres [SPD]: Norbert, paß auf, dein 
Totengräber sitzt neben dir!)  

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Thema der Aktu-
ellen Stunde sind Äußerungen unserer Minister zur 
Rentenreform. Damit finden diese Äußerungen einen 
parlamentarischen Nachhall, der mich für die Zu-
kunft befürchten läßt, daß sich unsere Vollblutpoliti-
ker eher noch mehr beflügelt fühlen könnten, sich 
mit brisanten Themen zu befassen. 

Für die F.D.P. begrüße ich, daß alle die Fragen erst 
einmal in einer Kommission gründlich erörtert und 
die Lösungen dort  beschlossen werden sollen. Damit 
wird unser Wunsch erfüllt, daß dem Satz „Die Renten 
sind sicher" nicht nur Geltung für die heutigen Rent-
ner verschafft wird, sondern daß dieser Satz Geltung 
auch für künftige Rentner oder für heutige jüngere 
Beitragszahler bekommt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Sie wollen wissen, welche Ansprüche aus ihren Bei-
trägen erwachsen und welchen Wert ihre Rente ein-
mal haben wird. Wir sind uns alle bewußt, daß Ver-
änderungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
notwendig sind; nicht nur die demographische Ent-
wicklung, sondern gerade auch die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt bedrohen die Finanzstrukturen 
der Rentenversicherung. Gerade die F.D.P. hat immer 
wieder klargemacht, daß wir jetzt handeln müssen 
und die vorhandene Rentenregelung eine Überbela-
stung der kommenden Generation darstellt. 

Mit dem „Programm für Wachstum und mehr Be-
schäftigung" sind die Weichen hierfür gestellt. Die 
Liberalen sind der Auffassung, daß wir für die lang-
fristige Stabilisierung der Alterssicherung ein 
schlüssiges Gesamtkonzept benötigen. In einem sol-
chen Gesamtkonzept wird fraglos auch die künftige 
Besteuerung der Renten geregelt werden müssen. 
Für wenig hilfreich halte ich es, die Besteuerung der 
Renten losgelöst von diesem Konzept zu diskutieren. 
Das heißt das Pferd von hinten aufzäumen. 

Zunächst muß die Rentenversicherung neu struk-
turiert und vor allem muß das Steuerrecht neu geord-
net werden. Die Steuersätze müssen gesenkt wer-
den, dann erst können wir die Besonderheiten der 
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Rentenbesteuerung diskutieren, nicht aber umge-
kehrt. 

Mit einem leisen Ton der Kritik will ich anmerken, 
daß eine Äußerung über die Besteuerung der Renten 
aus dem Munde des Finanzministers in der Tat miß-
verstanden werden könnte, und zwar in der Weise, 
daß es sich darum handeln könnte, eine neue Finanz-
quelle aufzutun. 

Ein Grund, warum wir dieses Thema erörtern müs-
sen, ist die Auflage des Bundesverfassungsgerichts, 
in der klar gesagt wird, daß es eine Gleichbehand-
lung im Steuerrecht zwischen den Beamtenpensio-
nen und den Renten geben muß. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Von wann ist das 
Urteil?) 

- Das ist ziemlich alt, aber das heißt nicht, daß wir es 
nicht umsetzen müssen. 

Ich will  Ihnen eines sagen: Wer Renten höher als 
bisher besteuern will, muß auch die Möglichkeit ein-
räumen, Rentenbeiträge von der Steuer abzusetzen. 
Ich glaube deshalb, daß nachher nicht viel mehr in 
der Kasse sein wird. Bisher ist das Absetzen der Ren-
tenbeiträge nur eingeschränkt möglich. Das muß ge-
nauso geändert werden, wie wir es mit den Lebens-
versicherungen gemacht haben. 

Die F.D.P. wird konstruktiv an einer Rentenreform 
mitarbeiten. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Das können 
wir uns vorstellen!) 

Wir halten - das will  ich als Fixpunkte für die F.D.P. 
anführen - am gegliederten System der Alterssiche-
rung und an der Lohn- und Beitragsbezogenheit der 
Renten fest. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Unser Ziel ist die Gewährleistung einer angemes-
senen Alterssicherung im heutigen System, und zwar 
unter größerer Berücksichtigung eines langfristig sta-
bilen Beitragssatzes. Hinzu kommt die notwendige 
Ergänzung der gesetzlichen Rentenversicherung 
durch mehr betriebliche und private Altersversor-
gung. In dieser Sache - sie fehlt eigentlich in keiner 
Rede - haben wir nachweislich noch viel zuwenig ge-
tan. Die rechtliche Behandlung sowohl der p rivaten 
Altersvorsorge als auch der bet rieblichen Altersvor-
sorge ist in ihrer künftigen Bedeutung meiner An-
sicht nach noch gar nicht erfaßt und gehört mit in das 
Gesamtkonzept. Ein Gesamtkonzept, das diese drei 
Säulen einbezieht, ist umfassend und auf Dauer so-
lide. In diesem Sinne werden wir uns einsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Petra Bläss das Wo rt . 

Petra Bläss (PDS): Herr Präsident! Meine Kollegin-
nen und Kollegen! Wieder geht es heute um die Ren-
tenversicherung, anstatt sich seriös den wirklichen 
Herausforderungen der Zukunft zu stellen. Ange-
sichts der zahlreichen Wortmeldungen in den letzten 
Tagen zum Dauerbrenner Rente kann man nur stau-
nen, wie viele selbsternannte Rentenexpertinnen 
und Rentenexperten Bonn inzwischen hat. 

Schon in der Debatte zum Sparpaket der Bundes-
regierung produzierten sich Finanzminister Waigel 
und Wirtschaftsminister Rexrodt mit entsprechenden 
Hinweisen zur Rentenversicherung. Kaum ist das 
Sparpaket mit seinen einschneidenden sozialen Kür-
zungen geschnürt, kommt nun Gesundheitsminister 
Seehofer mit richtungsweisenden Forderungen nach 
einer radikalen Umgestaltung des Generationenver-
trags zur dauerhaften Sicherung der Renten. 

Sachsens Ministerpräsident Biedenkopf hält die 
Zeit für reif, sich wieder mit seinem steuerfinanzier-
ten Grundrentenmodell einzumischen. Der Kanzler 
scheint einmal mehr die Richtung anzugeben. Er ver-
weist auf die Pflicht und Verantwortung, schon heute 
über die notwendigen Konsequenzen für Entwick-
lungstendenzen um das Jahr 2030 zu diskutieren 
und zu handeln. Das soll eine Kommission unter Lei-
tung von Bundesminister Blüm tun. 

Aber die Zeit drängt, so der Kanzler, die Ergeb-
nisse müssen Ende dieses Jahres, 1996, vorgelegt 
werden, damit das Gesetzgebungsverfahren 1997 
eingeleitet und abgeschlossen werden kann. 

An dieser Stelle ist zu fragen: Was soll das Ganze? 
Bisher hat Herr Blüm stereotyp gepredigt: Die Ren-
ten sind sicher. Zugleich hat er für die Rentenkasse 
eine Sanierungsmaßnahme nach der anderen ange-
schoben. Die hektischen Sparschritte zu Lasten älte-
rer Menschen sind völlig unnötig, weil zwar ein Mil-
liardenloch in den Rücklagen der Rentenkasse vor-
handen ist, aber nicht, wie wir alle wissen, in den 
Mitteln für die laufenden monatlichen Zahlungen. 

Der Boden ist bereitet, um jetzt einen Generalan-
griff auf die solidarische Rentenversicherung fahren 
zu können. Woher nehmen Sie sich das Recht, jetzt 
bis zum Sommer den Rentenkonsens der Vergangen-
heit vollends aufzukündigen und im folgenden hal-
ben Jahr festzuklopfen, wie den Herausforderungen 
des Jahres 2030 zu begegnen ist? 

Wir haben erst heute im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung erfahren, daß sämtliche Einschnitte in 
der gesetzlichen Rentenversicherung im Rahmen 
des Sparpakets noch bis zur Sommerpause durchge-
zogen werden sollen. 

Ich habe fast den Eindruck, daß seitens der Regie-
rung mit immer neuen Vorschlägen der Widerstand 
gegen andere Maßnahmen schon im Vorfeld gebro-
chen werden soll. In der Tat kommen Verbände und 
Betroffene mit ihrem Protest kaum noch hinterher. 
Wir meinen, die Rentenpolitik gehört endlich auf ei-
nen Tisch, der seriöse Diskussionen zuläßt, und nicht 
permanent ins Medienkarussell. 

(Beifall bei der PDS) 
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Doch die entscheidende Voraussetzung für einen 
breiten gesellschaftlichen Diskussionsprozeß ist, daß 
Sie von Ihrem Paket der sozialen Grausamkeiten ab-
lassen, denn es ist absolut scheinheilig, einerseits 
den Rentenkonsens von 1989 einseitig aufzukündi-
gen und andererseits die SPD zur Mitarbeit an 
künftigen Veränderungen einzuladen. Wir erneuern 
unsere Forderung nach einem Rentenmoratorium 
für 1996, wonach zunächst nichts am Rentensystem 
verändert werden soll. Alles, was jetzt läuft, ist die 
Suche nach ein paar Milliarden zum Stopfen von 
Haushaltslöchern. 

Es gibt tatsächliche Herausforderungen der Ge-
genwart und vor allem der Zukunft, aber es gibt auch 
Alternativen. Die solidarische Rentenversicherung 
hat realistische Chancen auf Erhalt und Ausbau, nur 
muß dafür die Blickrichtung geändert werden. Statt 
immer mehr die Leistungen zum Zwecke der Sanie-
rung der Rentenkassen zu kürzen, sollte überlegt 
werden, wie mehr Geld in die Rentenkassen hinein-
kommt. Mit vollem Recht protestieren deshalb Ver-
bände, Gewerkschaften und Betroffene gegen die 
Abschaffung der Frühverrentung und die Anhebung 
des Frauenrentenalters sowie gegen die beabsich-
tigte Besteuerung von Renten und vieles andere 
mehr. 

Meine Damen und Herren, der neokonservative 
Zeitgeist verlangt Widerstand und reformerische Um-
kehr. Eine Rentenreform ist erforderlich, die den 
Älteren Sicherheit und den Jüngeren Zuversicht in 
die gesetzliche Rentenversicherung vermittelt. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun spricht 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Dr. Norbert Blüm. 

(Gerd Andres [SPD]: Laß doch den Seehofer 
reden! Du hast doch nichts mehr zu sagen!) 

Dr. Norbe rt  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe erst einmal eine Frage an den Kol-
legen Dreßler: Muß man eigentlich immer mit so gro-
ßen Kanonenkugeln losschießen, immer mit den 
kräftigsten Worten argumentieren? 

(Zurufe von der SPD) 

- Wenn Sie mich reizen, erinnere ich Sie daran, daß 
Sie im Februar - das ist drei Monate her - eine Ren-
tenkürzung angekündigt haben. Da war Wahlkampf. 
Da haben Sie den Leuten in Baden-Württemberg, 
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz angst ge-
macht, die Rentenanpassung würde ausfallen. Was 
ist passiert? Die Rentenanpassung kommt so pünkt-
lich wie immer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Dreßen [SPD]: Das ist nicht wahr! 
Jetzt sagen Sie bewußt die Unwahrheit!) 

Deshalb, liebe Zuhörer auch draußen, liebe Rent-
ner: Wenn hier verrückt gespielt wird, dann wird Par-

teipolitik und nicht Rentenpolitik gemacht. Wir müs-
sen Rentenpolitik machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir bekommen nämlich die Fäden nicht zusammen. 
Es gibt Meinungsunterschiede. 

(Zurufe von der SPD) 

- Warum sind Sie so aufgeregt? Soll ich es wiederho-
len? Sie haben Rentenkürzungen angekündigt. 
Nichts ist passiert. Sie haben die Wähler verunsi-
chert. Jetzt treiben Sie es weiter. Ich kann es ein drit-
tes Mal sagen, damit es jeder kapiert. 

(Zurufe von der SPD) 

Es geht darum, die Fäden zusammenzubringen, 
Beruhigung in die Rentendiskussion zu bringen. 

(Lachen bei der SPD - Peter Dreßen [SPD]: 
Sagen Sie das Herrn Seehofer und Herrn 

Waigel!) 

Wir liefern dazu sogar die Plattform. Werfen Sie die 
Einladung nicht so schnell weg, Herr Fraktionsvorsit-
zender! An Sie wende ich mich besonders. Wenn 
man die Tür zumacht, muß man sie vielleicht auch 
einmal wieder aufmachen. Selbst Sie wollen doch 
einmal regieren. Dann werden Sie sehr darauf ange-
wiesen sein, daß die Rente aus dem parteipolitischen 
Streit heraus ist. Selbst wenn das im Jahr 2030 ist, 
muß dann noch Rentenkonsens herrschen. Ich lade 
Sie wirklich ein. Wir müssen nicht bis zur fünften 
Stelle hinter dem Komma einig werden, aber über 
die Grundlagen. Diese Grundlagen haben wir nicht 
verlassen. Was wir jetzt vorschlagen, ist im Renten-
system enthalten. 

Herr Kollege Dreßler, ich will es Ihnen gern noch 
erklären. Wir wollen die Altersgrenze anheben, und 
wir wollen die Altersgrenzen für Männer und Frauen 
angleichen. Wenn Sie das für systemwidrig erklären, 
haben Sie sich 1989 an einer Systemwidrigkeit betei-
ligt. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Quatsch!) 

Falls das Gedächtnis zu kurz ist: Wir haben damals 
vereinbart, daß die Altersgrenzen angehoben wer-
den und daß die Altersgrenzen von Männern und 
Frauen angeglichen werden. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Der einzige Unterschied ist der, daß wir die Jahres-
zahlen verändert haben, daß wir das schneller 
machen. Das ist also kein prinzipieller Unterschied, 
sondern nur ein temporärer. Wieso erklären Sie 
heute etwas als sich gegen das Rentensystem rich-
tend, was Sie 1989 mit beschlossen haben? Der ein-
zige Unterschied ist, daß wir die Jahreszahlen verän-
dert haben. 

(Zurufe von der SPD) 

- Verehrte Frau Kollegin, der Kollege Dreßler hat 
hier unter dem Aspekt der Gleichberechtigung mit 
dafür gestimmt, daß für Männer und Frauen auch die 
gleiche Altersgrenze gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Aber abseits dieses Konsenses möchte ich auf 
eines hinweisen: Wenn die Lebenserwartung steigt - 
das ist doch von uns allen erwünscht -, können wir 
das Renteneintrittsalter doch nicht senken. Wir kön-
nen auf längere Rentenlaufzeiten doch nicht mit 
immer kürzeren Erwerbszeiten antworten. Ich bin 
dafür, daß wir diesen Übergang mit dem Angebot 
von Altersteilzeitarbeit verbinden. Wer bei höherer 
Lebenserwartung die Altersgrenze nicht anhebt, der 
muß höhere Beiträge in Kauf nehmen - bis sie der 
Arbeitnehmer nicht mehr bezahlen kann. Auch bei 
ihm gibt es eine Grenze der Belastbarkeit, wie beim 
Arbeitgeber. 

Wenn Sie Beitragsexplosionen verhindern wollen, 
dann kommen Sie an der Anhebung der Alters-
grenze nicht vorbei, zumal die jetzige tatsächliche 
Altersgrenze fünf Jahre unter der gesetzlichen liegt. 
Bestände noch die Altersgrenze der 60er Jahre, müß-
ten wir 6 Prozent weniger Beitrag zahlen. Die Men-
schen werden älter und gehen immer früher in 
Rente. 

(Ingrid Holzhüter [SPD]: Da hatten wir aber 
mehr Arbeitsplätze!) 

- Wir schaffen nicht mehr Arbeitsplätze dadurch, daß 
die Beiträge immer weiter steigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich komme zu einem weiteren Punkt, den beitrags-
freien Zeiten. Herr Kollege Dreßler, wir wollen das 
Thema einmal ganz langsam angehen. Wir beschrän-
ken die Anrechenbarkeit beitragsfreier Zeiten. Auch 
das ist kein Systembruch; denn Sie haben sich an der 
Kürzung der Anrechenbarkeit beitragsfreier Zeiten 
von 13 auf 7 Jahre beteiligt. War das eine Beschrän-
kung, oder war das keine? Wenn das damals kein 
Systembruch war, dann ist es auch heute keiner. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ich rede von 
Abbruch! Reden Sie doch nicht so einen 

Unsinn!) 

- Man muß einmal klar sagen, was das System trägt. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das mit dem System-
bruch ist doch eine Erfindung von Ihnen!) 

Das System basiert auf der Lohnbezogenheit der 
Rente. Wir stärken die Lohnbezogenheit, indem wir 
die beitragsfreien Zeiten zurückdrängen. Denn diese 
beitragsfreien Zeiten werden ja von denen, die sie 
nicht in Anspruch nehmen, den Arbeitnehmern, die 
kein Studium haben, mit bezahlt. Insofern ist unser 
Vorschlag ein Beitrag zur stärkeren Beitragsäquiva-
lenz. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Es ist 
nicht alles beliebig!) 

Meine Damen und Herren, jetzt zur berühmten 
Besteuerung: Die Rente wird heute schon besteuert. 
Allerdings gilt das für Renten, die es kaum gibt. 
Die Ertragsanteilsbesteuerung beginnt nämlich mit 
65 Jahren bei einer Rente von 62 000 DM. Wer also 
sagt, eine Besteuerung sei gar nicht vorhanden, der 
kennt das System nicht. Schon beim Grundfreibetrag 
war die Frage, ob es hier Korrekturen bedarf. Das be-
deutet doch nicht eine grundsätzliche Besteuerung  

der Renten. Wer das so hört, der denkt, jetzt werde 
eine Witwenrente von 900 DM besteuert. Daran hat 
doch kein Mensch gedacht; das ist doch völlig abwe-
gig. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Euch ist alles 
zuzutrauen!) 

Außerdem - das ist richtig, auch Frau Babel hat es 
gesagt - hieße das: Dann müßte auch der Beitrag 
steuerfrei sein. 

Wir haben - das hat die Kollegin Fuchs vorhin zu 
Recht gesagt - die nettolohnbezogene Rente einge-
führt. Auch das hat einen Teil der unterschiedlichen 
Behandlung von Beamtenpensionen und Renten kor-
rigiert. 

Ich nutze die Gelegenheit - Wahlkampfdampf bei-
seite -, noch einmal eindringlich darauf hinzuweisen: 
Die Welt entwickelt sich weiter, es spielt nicht nur 
der Tageserfolg eine Rolle. Ich würde mir nicht wün-
schen, daß wir Wahlkampf als Generationenkampf 
führen: Jung gegen Alt. 

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Das machen 
Sie doch!) 

Ich wünsche mir, daß auch im Wahlkampf die Solida-
rität nicht gefährdet ist. Der Generationenvertrag ist 
eine der elementarsten Solidaritätseinrichtungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Den habt ihr 
doch aufgekündigt, den habt ihr doch zer

-

stört!) 

Ich finde, er ist am leichtesten vermittelbar; denn die 
Jungen werden ja auch einmal alt. 

Ich weiß ja, daß Sie, Frau Kollegin Fischer, eine 
Retterin der Lohnbezogenheit der Rente sind; das 
sind leider nicht alle. Klären Sie die junge Genera-
tion einmal im Gespräch darüber auf, daß eine 
Grundrente eine Überlastung der jungen Generation 
mit sich bringt. Sie muß dann nämlich die Renten der 
Alten mit den heutigen Beitragssätzen bezahlen und 
bekommt dafür keine dynamische, lohnbezogene 
Rente. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Erklären Sie das Biedenkopf! 
Der hat das seit 50 Jahren nicht verstanden! 

Ich habe damit nichts zu tun!) 

- Bleiben Sie ganz ruhig. Ich versuche doch gerade, 
es mit Ihrer Hilfe allen zu erklären. - Ich sage für die 
Kommission: Denkbar ist alles, aber machbar ist bei 
weitem nicht alles. Wünschenswert ist noch viel 
weniger. Wünschenswert bleibt ein leistungsbezoge-
nes, lohnbezogenes und nicht von der Staatskasse 
abhängiges Rentensystem. Wünschenswert bleibt 
ein Rentensystem, das nicht von der Gnade einer 
Mehrheit und auch nicht von der Kassenlage des 
Bundes abhängig ist, sondern das einem solidari-
schen Generationenvertrag entspricht. Dazu lade ich 
Sie ein. Streiten wir uns über die Details; aber blei-
ben wir hinsichtlich dieser Grundprinzipien unseres 
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Rentensystems im Konsens! Ich bitte Sie ausdrück-
lich darum. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: Hauptsache, die Rente 
ist sicher! Es bleibt nur die Frage, wieviel!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun erteile ich 
der Abgeordneten Ulrike Mascher das Wort . 

Ulrike Mascher (SPD): Liebe Kolleginnen! Liebe 
Kollegen! Wenn der Arbeitsminister hier in beweg-
ten Worten davon spricht, daß er die Fäden zusam-
menhalten will und daß es notwendig ist, das Tisch-
tuch nicht zu zerschneiden, dann finde ich es merk-
würdig, wenn das von jemandem gesagt wird, der 
die Schere gerade in die Tasche gesteckt hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Herr Blüm, ich habe mit Rudolf Dreßler, Ottmar 
Schreiner und Ihnen an einem Tisch gesessen. Sie 
haben uns bei dieser Gelegenheit mitgeteilt, was Sie 
in den nächsten vier Sitzungswochen im Hauruck

-

Verfahren durchziehen wollen. Sie haben freundlich 
gesagt: Danach bilden wir eine Kommission, zu der 
wir Sie einladen, wieder mitzuarbeiten. 

Wenn Sie wesentliche Teile des Rentenkonsenses 
von 1992 aufkündigen und erklären, das alles sei 
nicht verhandelbar, dann können Sie nicht nachher 
sagen: Aber jetzt helfen Sie doch wieder mit, damit 
wir die Brocken einigermaßen zusammenhalten und 
damit bei dieser Sache etwas Vernünftiges heraus-
kommt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

So kann man mit einem Konsens nicht umgehen. 
Die Sozialdemokraten sind bei aller Bereitschaft, im 
Interesse der Rentner und Rentnerinnen sowie der 
jungen Generation ein tragfähiges Rentensystem zu 
erhalten, nicht dazu da, um Ihre Demontagepolitik 
mit einer schönen Fassade zu kaschieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträ-
ger hat akribisch aufgelistet, daß es inzwischen 
26 Vorschläge zur Veränderung der Renten gibt. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich weiß nicht, welche Platzziffer die bayerischen 
Helden Seehofer und Waigel in dieser Reihenfolge 
haben. Ich weiß auch nicht, ob der VDR eine Rang-
liste der unsinnigsten Vorschläge gemacht hat. Aber 
ich weiß, daß das, was hier von Koalitionspolitikern 
und auch von Ministern getrieben wird, dazu führt, 
daß die Rentner und Rentnerinnen verunsichert wer-
den und Angst bekommen und daß unser Renten-
system einen dramatischen Vertrauensverlust erlei-
det. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Da kann ich nur sagen, Herr Arbeitsminister Blüm: 
Wer schürt denn bei den Rentnern die Angst? Die 
Kollegen Seehofer und Waigel! 

Es wird immer gesagt - das haben auch Sie jetzt 
gesagt -: Das mit der Besteuerung ist ja gar nicht so 
schlimm. Das trifft nur ganz wenige. Ich frage mich 
aber, warum von Renten in Höhe von 5 000 DM 
geschwafelt wird, wenn Sie selber doch ganz genau 
wissen, wie hoch die Durchschnittsrenten sind: bei 
Frauen knapp über 1 000 DM. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Sie brauchen sich keine Sorgen zu machen, daß 
diese Renten besteuert werden; das ist ganz richtig. 
Aber warum zelebrieren Sie diese Vorschläge in aller 
Öffentlichkeit? Warum versuchen Sie noch immer, 
einen Wettbewerb einzugehen, wer die grauselig-
sten Sparvorschläge in dieser Koalition macht und 
wer unter den Ministern der größte Kettensäger im 
Hinblick auf die Rentenversicherung ist? Wie soll 
hier ein Generationenvertrag aufrechterhalten wer-
den, wenn Sie selber das Vertrauen in die Rentenver-
sicherung stören? 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Reicht es denn noch nicht, wenn bei den Frauen 
die Rentenaltersgrenze aufgehoben werden soll und 
wenn bei den Frauen Rentenkürzungen drohen, 
wenn sie trotzdem mit 60 Jahren in Rente gehen, 
weil sie zum Beispiel arbeitslos sind? Reicht es denn 
noch nicht, daß die veränderte Anerkennung der 
Ausbildungszeiten die Frauen ganz besonders trifft, 
weil sie Lücken in ihrer Rentenbiographie haben und 
weil deswegen für Frauen jedes Rentenjahr kostbar 
ist? Reicht das denn noch immer nicht? 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Was soll hier die Beschwörung des Programms für 
Beschäftigung und Wachstum? Wo ist der famose 
Parlamentarische Geschäftsführer, der den Sozial-
politikern der CDU/CSU offensichtlich Redeverbot 
erteilt hat? Glauben Sie denn wirklich, daß Ihr famo-
ses Programm für Beschäftigung und Wachstum 
Arbeitsplätze schafft, wenn die Frauen länger arbei-
ten müssen? Das heißt doch für die jungen Frauen, 
daß sie keine Chance auf einen Erwerbsarbeitsplatz 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde das, 
was von der Regierungskoalition in den nächsten 
vier Wochen durchgepeitscht wird, verantwortungs-
los. Den Rentenkonsens zu beschwören und immer 
wieder zu gemeinsamen Gesprächen einzuladen, 
wenn alles zerschlagen ist, halte ich für zynisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sicher bleibt da noch eine Menge von der Renten-
versicherung übrig. Aber ganz wesentliche Teile und 
beispielsweise das Vertrauen in die Rentenversiche-
rung sowie die Lebensplanung insbesondere von 
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Frauen werden zerstört. Ich halte es für nicht ganz 
glaubwürdig und ehrlich, wenn dann der Arbeits-
minister hier die SPD noch einmal zu einem Konsens 
auffordert. So kann es nicht funktionieren, und wir 
werden dabei nicht mitspielen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun erhält die 
Abgeordnete Renate Jäger das Wo rt . 

Renate Jäger (SPD): Sehr verehrter Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr Blüm, 
Sie sagen, Sie möchten Beruhigung in die Rentendis-
kussion bringen. Das hätten Sie ja haben können, 
wenn Sie beim Rentenreformgesetz geblieben wä-
ren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Rentenreformkompromiß war für 1997 ein Be-
richt über die Anhebung der Altersgrenzen vorgese-
hen. Wenn Sie sich daran orientiert hätten und wir 
diesen Bericht in Ruhe abgewartet und gemeinsam 
debattiert und entschieden hätten, wie wir damit 
weiter umgehen, dann hätten wir in der ganzen Ren-
tendiskussion schon Ruhe gehabt. 

Meine Damen und Herren, schwierige Zeiten ver-
langen nach schöpferischen Menschen und auch 
nach klugen Ideen. Aber kluge Ideen zur Förderung 
von Wachstum und Beschäftigung im Bereich der 
Rentenversicherung sind von dieser Bundesregie-
rung leider bisher nicht gekommen. Sie sind deshalb 
nicht gekommen, weil die Bundesregierung zwei Be-
hauptungen aufgestellt hat, zum einen: Der Standort 
Deutschland ist in Gefahr, und zum anderen: Der So-
zialstaat ist die wesentlichste Ursache für die Gefahr. 
Diese Behauptungen sind von der Bundesregierung 
als unumstößliche Wahrheit hingestellt worden, das 
heißt die Bundesregierung hat sie zu einer Ideologie 
hochstilisiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Friedrich Dürrenmatt sagte einmal so schön: Ideo-
logie ist Ordnung auf Kosten des Weiterdenkens. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Jetzt 
wird es dramatisch!) 

Das ist leider wahr. Ein Weiterdenken ist nicht er-
kennbar. Auch ist für meine Beg riffe zu bezweifeln, 
ob in der von Ihnen geplanten Rentenreformkommis-
sion dieses Weiterdenken überhaupt gelingen kann, 
wenn Sie den Zug bereits vorher in Richtung dieser 
Ideologie abfahren lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch das Gesamtkonzept, von dem Frau Dr. Babel 
eben gesprochen hat, ist bei den Vorschlägen, die 
bisher vorliegen, überhaupt nicht erkennbar. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Lesen 
Sie das doch mal!) 

Professor Hengsbach, der Leiter des Oswald-von-
Nell-Breuning-Instituts für Wirtschafts- und Sozial-

ethik, sagte gestern morgen im Deutschlandfunk, er 
habe fast den Eindruck, daß der Bundeskanzler eine 
Regierungserklärung vorgelesen habe - gemeint ist 
die letzte zum Sparpaket -, die der Arbeitgeberpräsi-
dent diktiert habe. Er sprach ferner von der massiven 
Schlagseite, davon, daß im Sparpaket sehr detai lliert 

 Kürzungen angegeben würden; aber darüber, wie 
wohlhabende Vermögensbesitzer, Grundeigentümer 
und Großaktionäre an dieser gemeinsamen Anstren-
gung teilhaben sollten, gebe es nur vage Umschrei-
bungen. Dies ist leider so; ich finde bedauerlicher-
weise in Ihrem Konzept nichts anderes. 

Professor Hengsbachs Äußerungen sind für meine 
Begriffe noch sehr moderat. Aber ist es nicht Panik-
mache, wenn der Gesundheitsminister Seehofer von 
einer Katastrophe bei der Alterssicherung spricht? 
Wer verbreitet denn da Panik? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

- ten der PDS) 

Im vorigen Jahr hat das Ministe rium für Arbeit und 
Sozialordnung eine Broschüre mit dem Titel „Argu-
mente zur Sicherheit der Renten" herausgegeben. In 
diese Broschüre hat der Herr Gesundheitsminister 
offensichtlich nie hineingesehen; denn er bezeichnet 
den Generationenvertrag als Einbahnstraße zugun-
sten der älteren Generation. In dieser Broschüre 
heißt es aber sehr eindeutig und klar: 

Mit dem Vorwurf des Altenegoismus muß die jün-
gere Generation vorsichtig sein. Die Großmütter 
haben im Durchschnitt drei Kinder in die Welt ge-
setzt, ohne Erziehungsgeld und manche von 
ihnen im Luftschutzkeller. Ihre Enkel bringen es, 
wenn überhaupt, vielleicht noch auf ein Kind. 

Immerhin - das ist positiv zu bemerken - sind in 
den bisherigen Vorschlägen keine direkten, ganz 
klar auszumachenden Rentenkürzungen vorgese-
hen. Aber ich denke, daß der Finanzminister und 
auch Herr Seehofer angesichts dessen, daß dieses 
bisher nicht geschehen ist, eine Hintertür entdeckt 
haben, über die sie Kürzungen erreichen können: 
eben in der Art  der Besteuerung der Renten. 

Auch Frau Dr. Babel ist gleich auf diesen Zug auf-
gesprungen. Sie haben hier fast das gleiche gesagt, 
was Sie gestern im ZDF-Morgenmagazin schon ein-
mal vertreten haben. Ich zitiere: 

Da ist es in dem Zusammenhang auch richtig, das 
zu tun, was das Bundesverfassungsgericht uns ja 
aufgibt, nämlich daß man hier eine gleiche Be-
handlung der Alterssicherung macht, mit Pensio-
nen und Renten. 

Dazu müßte aber gesagt werden, daß bei der 
steuerlichen Gleichbehandlung von Pensionen und 
Renten völlig außer acht gelassen wurde, daß Be-
amte keine Beiträge für ihre Alterssicherung zahlen, 
daß mit der Rentenreform von 1992 bereits eine Net-
toanpassung und damit eine Besteuerung erfolgt ist; 
man kann das nicht zweimal machen. 

' Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
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Renate Jäger (SPD): Sofort. - Es bleibt das Über-
prüfen des Ertragsanteils. Wenn man diesen meint, 
dann sollte man davon auch sprechen. 

Insgesamt ist zu bemerken, daß die Bundesregie-
rung dem Sozialstaat mit diesen Vorschlägen keinen 
guten Dienst erwiesen hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Peter Dreßen das Wo rt . 

(Zurufe von der SPD) 

Peter Dreßen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich halte es schon für ein unmögliches 
Verhalten gegenüber dem Parlament, wenn man im 
„Stern" lesen muß, welche Vorstellungen der Bun-
desgesundheitsminister hat, und wenn er hier im 
Parlament schweigt. Sie haben hier doch die Mög-
lichkeit zu reden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Oder ist es der CDU versagt, ihre profilierten Sozial-
politiker ins Rennen zu schicken, um hier zu reden? 
Ich würde ganz gerne einmal hören, was Herr Geiß-
ler zu den Vorstellungen von Herrn Seehofer sagt. 
Wie ist Ihre Meinung dazu? Es wäre doch interes-
sant, das einmal zu erfahren. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das würde 
euch so gefallen! - Detlev von Larcher 
[SPD]: Geißler läßt sich den Mund verbie-

ten!) 

Kolleginnen und Kollegen, wenn der Bundeshaus-
halt mit seinen angeschlossenen Nebenhaushalten 
den Bilanzgesetzen für Wi rtschaftsunternehmen un-
terliegen würde, dann würden die Herren Kohl, 
Waigel, Blüm neben Jürgen Schneider in einer Ge-
fängniszelle schmoren - und das vollkommen zu 
Recht; sie verfälschen nämlich ohne Ende die Bilan-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will das an zwei Beispielen deutlich machen: 
Erstens müßte der Bundeszuschuß mindestens um 
25 Milliarden DM höher liegen, als er tatsächlich ist, 
um alle Fremdleistungen abzudecken. 

Zweitens. Die Finanzierung der deutschen Einheit 
wollten Sie aus der Portokasse bezahlen. Sie hatten 
nie den Mut, diesen Fehler zu korrigieren. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 

Ergebnis: Solche Kosten, die eigentlich alle hätten 
tragen müssen, wurden auf die Schultern der Sozial-
kassen abgeladen und damit auf die Arbeiter und 
Angestellten in diesem Land. Sie von der Koalition 
haben immer nur auf die Ausgabenseite geschaut. 
Sie haben sich aber nie darüber Gedanken gemacht, 
wie die Einnahmenseite verbessert werden könnte. 
Ich will Ihnen dazu ein paar Beispiele sagen; ihre 
Zahl ließe sich erweitern. 

Warum lassen Sie es eigentlich zu, daß die 
4,4 Millionen Menschen, die heute mit 590-DM-Jobs 
versehen sind, nicht sozialversicherungspflichtig 
werden? Dann hätten Sie Geld. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Zweitens. Seit 13 Jahren steigen und steigen die 
Arbeitslosenzahlen. Diese Bundesregierung hat ef-
fektiv gar nichts unternommen, um die Arbeitslosig-
keit zu beseitigen. Statt dessen legen Sie uns ein So-
zialabbruchgesetz nach dem anderen vor und wollen 
dem Bürger weismachen, daß das etwas mit Beschäf-
tigung zu tun hat. 

Wenn wir die Arbeitslosigkeit halbieren könnten, 
hätten wir insgesamt fast 14 Milliarden DM pro Jahr 
an Mehreinnahmen allein in der Rentenversiche-
rung; schließlich würden auch noch die Kosten bei 
der Arbeitslosigkeit wegfallen. 

Aber bei diesem Thema fallen Ihnen nur Schlag-
worte wie Deregulierung, Lohnverzicht, Billiglöhne 
oder Abschaffung des Ladenschlusses ein. Das wird 
auch nicht dadurch kreativ, daß man das permanent 
wiederholt. 

Nun kommen noch die sogenannten Sanierer mit 
den Schlagworten: Grundrente, längere Arbeitszei-
ten, Besteuerung der Rente usw. Diese Herren sind 
keine Sanierer, sondern die Totengräber des Systems 
- Herr Blüm, das sollten Sie diesen Herren einmal 
sagen -, das sich seit über 100 Jahren bewäh rt  hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Welch ein schäbiges Schauspiel! Vielleicht einigen 
Sie sich wenigsten darauf, daß vor den Wahlen die 
Renten immer sicher sind, danach leider nicht mehr. 

In Baden-Württemberg haben Sie sich stark verga-
loppiert. Wir haben das Rententhema in Baden-Würt-
temberg nicht so hochgefahren. Wir haben gesagt: 
Da gibt es Schwierigkeiten. Ihr Bundeskanzler hat 
doch jedem einzelnen Rentner einen B rief geschickt, 
zu dem er heute wahrscheinlich gar nicht mehr steht. 

Solange Sie es zulassen, daß in diesem Land jähr-
lich 100 Milliarden DM Steuern hinterzogen werden, 
daß in diesem Land Einkommensmillionäre legal im-
mense Abschreibungen vornehmen können und da-
durch keine einzige Mark Steuern zahlen, solange 
Sie es zulassen, daß die Vermögensteuer gestrichen 
werden soll und die Gewerbekapitalsteuer abge-
schafft wird, müssen Sie sich gefallen lassen, daß wir 
die Frage nach der Gerechtigkeit stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Festzuhalten ist aus meiner Sicht, daß mit Ihrer 
Steuer-, Finanz- und Beschäftigungspolitik die Ar-
beitslosigkeit ständig zugenommen hat und weiter 
zunimmt. Außerdem haben Sie die Wirtschaft in Ost-
deutschland nicht auf die Beine gebracht. 

Einer der politischen Offenbarungseide wird uns 
nun durch das klaffende Loch in der Rentenversiche-
rung präsentiert. Das ist nicht nur unsozial, sondern 
das grenzt schon an Kriminalität. 
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Für uns Sozialdemokraten ist sicher: Die Rente gibt 
es auch noch in 50 oder 100 Jahren, und zwar die lei-
stungsbezogene Rente. Notfalls müssen Steuern zur 
Mitfinanzierung herangezogen werden. Wie anders 
wollen Sie heute einen 25jährigen davon überzeu-
gen, daß sein fast zehnprozentiger Lohnabzug für die 
Rentenversicherung etwas Gutes ist, das ihm im Al-
ter ein angemessenes Auskommen garantiert? 

Ich fordere Sie auf, unsere Rentner nicht in Exi-
stenzangst zu treiben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das macht doch 
niemand!) 

Ich fordere Sie auf, bei unseren jungen Menschen 
das Vertrauen in die Rentenversicherung wiederher-
zustellen. Das haben Sie mit Ihrem Gerede nämlich 
verpaßt, Frau Babel. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Schlimme an der ganzen Debatte ist, daß ein 
Keil zwischen jung und alt get rieben wird. Das muß 
aufhören. Diesen Systemveränderern muß das Hand-
werk gelegt werden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  dem Vorsitzenden der SPD-Fraktion, Rudolf 
Scharping. 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte die-
sen einmaligen parlamentarischen Vorgang festhal-
ten, daß die Regierungsfraktionen jede Debatte über 
ihre eigenen Vorschläge verweigern. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich finde es eine grobe Mißachtung des Parlaments 
und einen politischen Skandal ersten Ranges, daß 
sich ein nicht zuständiger Minister, was sein gutes 
Recht ist, in Interviews zur Rentenversicherung äu-
ßert , einem Teil der Debatte beiwohnt, dann flugs 
durch die Türen verschwindet 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- oh, Entschuldigung, Herr Seehofer - und dem Par-
lament jede Antwort auf die Frage verweigert, was 
denn nun mit der Rentenversicherung, dem sensibel-
sten Thema des Sozialstaates überhaupt, in Zukunft 
geschehen soll. Unerträglich! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der 

PDS) 

Ich finde es unerträglich, daß sich der Bundes-
finanzminister vor der Jungen Union in Bayern 
äußert, dem Deutschen Bundestag aber jede Antwort 
auf die Frage verweigert, was seiner Ansicht nach in 
Zukunft mit der Rentenversicherung geschehen soll. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei 
der PDS sowie bei Abgeordneten des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde es unerträglich, daß bestimmte Mitglie-
der der Regierungskoalition Zeit haben, sich mor-
gens ins Fernsehstudio zu setzen, aber nachmittags 
dort , woher sie ihre Bezüge erhalten und wo sie Ver-
antwortung gegenüber den Wählerinnen und Wäh-
lern zu tragen haben, jede Antwort auf die Frage ver-
weigern, was sie in Zukunft mit der Rentenversiche-
rung vorhaben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich finde es unerträglich und einen politischen 
Skandal ersten Ranges, daß sich Mitglieder dieses 
Hauses von einer Fraktionsführung den Mund ver-
bieten lassen, nach der Methode: Wir wollen erst ein-
mal in Kommissionen reden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wie Sie mit Ihrem Selbstbewußtsein umgehen, das 
ist nun wirklich Ihre Sache. Aber die Rentnerinnen 
und Rentner in Deutschland, die Wählerinnen und 
Wähler - das deutsche Volk - haben Anspruch dar-
auf, daß in diesem Parlament von denen, die die 
Mehrheit haben, gesagt wird, was sie vorhaben, und 
daß sie offen darüber reden, anstatt jede Debatte zu 
verweigern. Das ist empörend, es ist unerträglich, es 
ist eine Mißachtung des Parlaments, es ist eine Miß-
achtung der Wählerinnen und Wähler! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wenn der Bundesarbeitsminister sagt, er halte an 
der lohnbezogenen und beitragsfinanzierten Rente 
fest, dann nehme ich das ernst und zur Kenntnis. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Der ist 
zuständig!) 

- Wer bei Ihnen zuständig ist! Herr Kollege Geißler, 
dazu will  ich Ihnen eines sagen: Zuständig ist offen-
bar überhaupt niemand mehr; es quatscht jeder bei 
dem sensibelsten Thema herum. Und auch Minister-
präsidenten, die etwas sagen könnten, halten im Par-
lament den Mund und äußern sich draußen. Ob Herr 
Blüm in dieser Koalition noch irgend etwas zu sagen 
und zu beeinflussen hat, daran habe ich angesichts 
der Gesetze, die Sie vorlegen, erhebliche Zweifel. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Deswegen möchte ich für die SPD-Fraktion festhal-
ten: Die politische Auseinandersetzung nicht im Par-
lament, nicht durch Diskussion, nicht durch Argu-
mente und nicht durch Information der Bürgerinnen 
und Bürger zu suchen, sondern mit allerlei Inter-
viewäußerungen Verunsicherung und Angst zu säen 
und den Menschen allerlei Hinweise zu geben, ohne 
konkret zu sagen, was geschehen soll, ist ein Ver-
halten, das sich selbst richtet. Sie haben die Wäh-
lerinnen und Wähler belogen; Sie haben die Rent-
nerinnen und Rentner betrogen. Wir werden darauf 
hinwirken, daß Sie die Quittung dafür bekommen. 
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Es ist - ich wiederhole es - unerträglich, wie Sie 
sich im Parlament verhalten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Es ist auch nicht hinnehmbar, daß sich die Bundes-
regierung in dieser Weise verhält. Wenn Sie so wei-
termachen, ruinieren Sie die Glaubwürdigkeit politi-
scher Institutionen, nicht nur Ihre eigene - das 
könnte uns egal sein. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD - 
Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Aktuelle 
Stunde ist beendet. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 9. Mai 1996, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.08 Uhr) 

Berichtigung 

97. Sitzung, Seite II, Anlage 2 und Seite 8646 C, 
4. Zeile von oben: Statt „Wolfgang Gröbl" ist „Walter 
Hirche" zu lesen. 
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Schönberger, Ursula BÜNDNIS 8. 5. 96 

90/DIE 
GRÜNEN 

Siebert, Bernd CDU/CSU 8. 5. 96 

Spranger, Carl-Dieter CDU/CSU 8. 5. 96 

Thiele, Carl-Ludwig F.D.P. 8. 5. 96 

Vosen, Josef SPD 8. 5. 96 

Wettig-Danielmeier, Inge SPD 8. 5. 96 

Wittmann (Tännesberg), CDU/CSU 8. 5. 96 
Simon 

Zierer, Benno CDU/CSU 8. 5. 96* 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage der Abgeordneten Elke Ferner (SPD) (Druck-
sache 13/4515 Frage 1): 

Was ist die Basis für die Zahlung des Nutzungsentgelts I einer 
künftigen Transrapidbetreibergesellschaft an den Bundeshaus-
halt; die im Bericht des Bundesministeriums für Verkehr vom 
9. April 1996 für den Haushaltsausschuß genannten „nominal 
5,6 Mrd. DM" oder die im gleichen Bericht genannten voraus-
sichtlichen Fahrweginvestitionen von 7,4 Mrd. DM? 

Die Fahrweginvestitionen belaufen sich nach 
Preisstand 1993 auf 5,6 Milliarden DM, die sich bei 
einer angenommenen durchschnittlichen Preissteige-
rungsrate von 3 % pro Jahr auf 7,4 Milliarden DM er-
höhen würde. 

Der Betrag von 5,6 Milliarden DM soll nominal 
analog zum Bahnreformmodell in 40 Jahren in Höhe 
der jährlichen Abschreibung mit 138 Millionen DM 
als Nutzungsentgelt I zurückgezahlt werden. Bei 
7,4 Milliarden DM ergäbe sich ein entsprechendes 
Nutzungsentgelt von 185 Milliarden DM pro Jahr. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/4515 Frage 2): 

Wie reagiert die Bundesregierung auf das wieder aufgenom-
mene Programm des US-Energieministeriums zur Weiterent-
wicklung hochdichter Uranbrennstoffe für Forschungsreakto-
ren, und welche Konsequenzen wird sie im Hinblick auf den Ein-
satz von hochangereichertem Uran (HEU) im geplanten For-
schungsreaktor München II (FRM II) daraus ziehen? 

Es existiert kein hochdichter Kernbrennstoff, der 
mit niedrig angereichertem Uran (LEU) für den Ein-
satz im geplanten FRM II geeignet wäre. 

Die bislang in Europa und in den USA entwickel-
ten dichteren Brennstoffe sind für den Einsatz in den 
vorhandenen deutschen Forschungsreaktoren geeig-
net. Die Bundesregierung unterstützt daher seit lan-
gem die Anstrengung der Betreiber, die Umstellung 
dieser Reaktoren auf LEU voranzutreiben. Zwischen 
technischen Experten ist aber unstrittig, daß die Ent-
wicklung eines hochdichten Brennstoffs, der den 
Einsatz von lediglich mit 20 % angereichertem Uran 
im FRM II des vorliegenden Konzepts ermöglicht, 
derzeit ausgeschlossen ist. 

Die Bundesregierung wird dennoch allen Informa-
tionen über die Entwicklung neuer Brennstoffe sorg-
sam nachgehen. Sie bemüht sich derzeit um nähere 
Informationen über das - nach einem längeren Still-
stand wieder angelaufene - Programm des US-Ener-
gieministeriums zur Weiterentwicklung hochdichter 
Uranbrennstoffe für Forschungsreaktoren. 
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Anlage 4 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4515 Frage 3): 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, damit die 
im Grundgesetz garantierte Forschungsfreiheit in Deutschland 
gewährleistet bleibt und nicht durch Bestimmungen des Um-
welt- und Naturschutzes sowie des Datenschutzes tangiert wird, 
die sich forschungsbehindernd auswirken könnten? 

Die Bundesregierung setzt einen deutlichen Ak-
zent ihrer Forschungspolitik auf die Verbesserung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen für Forschung 
und Innovation. Es ist das Ziel der Bundesregierung, 
bereits in laufenden Gesetzgebungsverfahren aus al-
len Rechtsbereichen darauf hinzuwirken, daß Be-
lange von Forschung und Innovation nicht - oder nur 
soweit im Interesse höherer Rechtsgüter nötig - be-
einträchtigt werden. 

Im Hinblick auf bestehende Rechtsnormen hat die 
Bundesregierung im Anschluß an den Bericht der un-
abhängigen Expertenkommission für Planungs- und 
Genehmigungsverfahren Gesetzentwürfe zur Ver-
einfachung und Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren erarbeitet. Darin waren 
auch spezielle Belange der Forschung aufgnommen 
worden. Zu den in diesem Zusammenhang einge-
brachten Gesetzen hat die erste Lesung im Deut-
schen Bundestag bereits stattgefunden, die Ände-
rung der 4. Verordnung zum Bundesimmissions-
schutzgesetz, mit der eine weitgehende Freistellung 
von Forschung und Entwicklungsanlagen vom im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungserfordernis 
erreicht werden sollte, ist vom Bundesrat abgelehnt 
worden. Die Bundesregierung arbeitet derzeit an 
einer Neuformulierung. 

Bezüglich des Datenschutzes, der Teil unserer ver-
fassungsrechtlichen Ordnung ist, muß man unter-
scheiden zwischen Behinderungen aufgrund der 
Sensibilität personenbezogener Daten und Defiziten 
bei der Anwendung des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), insbesondsere bei der Prüfung einer Über-
mittlung von Daten für Forschungsvorhaben. Es ent-
spricht nicht dem BDSG, wenn Datenschutz pauschal 
als Begründung gegen jede Datenübermittlung für 
Forschungsarbeiten herhalten muß. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen der Abgeordneten Iris Follack (SPD) (Drucksa-
che 13/4515 Fragen 15 und 16): 

Wie ist der Stand der Umsetzung eines deutsch-tschechischen 
Abkommens zur Verbesserung der Umweltsituation im Hinblick 
auf die angestrebte Reduzierung der Luftschadstoffe, die die 
grenznahen Gebiete in Deutschland belasten? 

Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung, im Rah-
men ihrer Zuständigkeiten zu einem Abbau von Luftverschmut-
zung im Erzgebirge beizutragen, die sich auch auf die im Auf-
bau befindliche Fremdenverkehrswirtschaft nachteilig aus-
wirkt? 

Zu Frage 15: 

Ein Abkommen zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der 
Tschechischen Republik über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes wird voraus-
sichtlich demnächst gezeichnet. Dieser Vertrag wird 
die rechtliche Grundlage für die Zusammenarbeit 
beider Staaten im Bereich des Umweltschutzes bil-
den. Ziel der Zusammenarbeit ist die nachhaltige 
Verbesserung des Zustandes der Umwelt insbeson-
dere in den Grenzregionen. Die Vertragsparteien 
verpflichten sich, Maßnahmen zur Verhütung und 
Verminderung grenzüberschreitender Umweltbeein-
trächtigungen zu ergreifen. 

Das Abkommen sieht die Einrichtung einer Ge-
meinsamen Umweltkommission vor. Die Kommission 
wird die Zusammenarbeit leiten und koordinieren. In 
Anbetracht der Vielfalt und der Dringlichkeit der 
Deutschland und die Tschechische Republik gemein-
sam berührenden Umweltfragen hat die Umwelt-
kommission ihre Tätigkeit bereits im März 1996 auf-
genommen. 

Zu Frage 16: 

Die tschechische Regierung unternimmt große An-
strengungen, um die Emissionen im nordböhmischen 
Industriebecken deutlich zu vermindern. Für die 
Hauptemittenten der Region, die vom tschechischen 
Energieversorger CEZ a. s. betriebenen Braunkoh-
lengroßkraftwerke, existiert seit Anfang der 90er 
Jahre ein sehr ehrgeiziges Entschwefelungspro-
gramm, das bis 1998 vollzogen werden soll. 

Die Sanierungsbemühungen der tschechischen Re-
gierung werden von der Bundesregierung gerade 
wegen der Umweltprobleme an der gemeinsamen 
Grenze nachdrücklich unterstützt. 

So hatte bereits Ende 1992 das Bundesumweltmi-
nisterium 23,5 Millionen DM für die Sanierung des 
Kraftwerks Prunerov I bereitgestellt, die inzwischen 
durchgeführt ist. Am 19. Dezember 1994 wurden für 
zwei weitere Fördervorhaben aus dem Bereich der 
Luftreinhaltung völkerrechtliche Verträge abge-
schlossen. 

Die CEZ wird demnach Fördermittel in Höhe von 
8 Millionen DM für die Ausrüstung ihres braunkohle-
gefeuerten Kraftwerks Tisova I mit moderner Wir-
belschichtfeuerungstechnologie erhalten. 

Mit bis zu 25,9 Millionen DM wird im 2. Förder-
vorhaben das in unmittelbarer Nähe zu Deutschland 
gelegene petrochemische Unternehmen Chemopet-
rol Litvinov a. s. bei der Entschwefelung und Entstau-
bung unterstützt. 

Für diese Vorhaben wurden anspruchsvolle westli-
che Standards durchgesetzt, die für die weitere Sa-
nierung insgesamt Beispielcharakter erlangt haben. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung nicht zu-
letzt vor dem Hintergrund der Luftverschmutzung im 
Erzgebirge am 26. und 27. März 1996 konkrete Maß-
nahmen hinsichtlich der im Winter 1995/96 aufgetre-
tenen Immissionsbelastungen im Erzgebirge, die 
durch tschechische Industrieanlagen und hier vor al- 
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lem durch die Druckvergasungsanlage in Vresova 
verursacht wurden, vereinbart. 

Daneben setzt sich die Bundesregierung dafür ein, 
daß für umweltverbessernde Investitionsmaßnahmen 
in kleinerem Maßstab Fördermittel aus dem Regional-
programm „Schwarzes Dreieck" und „PHARE-CBE" 
(grenzüberschreitende Zusammenarbeit Deutsch-
land/Tschechien) der Europäischen Union zur Verfü-
gung stehen. Gegenwärtiger Schwerpunkt ist die Un-
terstützung kommunaler Infrastrukturvorhaben. 

Zum weiteren gezielten Abbau von Immissionsbe-
lastungen wird zur Zeit mit der tschechischen Regie-
rung erörtert, ob mit finanzieller Unterstützung der 
Bundesregierung ein mobiles Meßsystem zur Bestim-
mung von Emissions- und Immissionsverhältnissen 
für die Region bereitgestellt werden kann. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen des Abgeordneten Helmut Lamp (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4515 Fragen 17 und 18): 

In welchem Umfang hat die in der Bundesrepublik Deutsch-
land hergestellte Kompostmenge seit der Forderung der Um-
weltministerkonferenz nach einer Kompostverordnung bis 
heute zugenommen? 

Wird die Bundesregierung im Entwurf der Kompostverord-
nung Schadstoffgrenzwerte für Kompost vorschlagen, welche 
eine Schadstoffanreicherung im Boden verhindert und minde-
stens den Bodengrenzwerten der Klärschlammverordnung ent-
sprechen? 

Zu Frage 17: 

Die getrennte Erfassung biologisch abbaubarer 
Abfälle und deren Verarbeitung zu qualitativ hoch-
wertigen Komposten war in den letzten Jahren von 
einer außerordentlichen Dynamik geprägt. Dies ist 
eine umweltpolitisch gewünschte Entwicklung. 

Die Bitte der Umweltministerkonferenz an den 
Bund, eine Kompost-VO zu erarbeiten, erfolgte an-
läßlich der 41. UMK am 24./25. November 1993. Im 
Jahr 1993 dürften gemäß einer Erhebung der Bun-
desgütegemeinschaft Kompost etwa 2,3 Millionen t 
Bioabfälle, dies entspricht einer hergestellten Kom-
postmenge von etwa 1,2 Millionen t, verarbeitet wor-
den sein. Im Jahr 1995 wurden gemäß Angaben der 
Bundesgütegemeinschaft etwa 4 Mi llionen t Bioab-
fälle verarbeitet; dies entspricht der Erzeugung von 
rund 2 Millionen t Kompost. 

Zu Frage 18: 

Die Bundesregierung beabsichtigt in Kürze ihre 
Vorstellungen zu den Schadstoffgrenzwerten für Bio-
abfallkomposte zu veröffentlichen; es wird daher 
zum jetzigen Zeitpunkt davon abgesehen, konkrete 
Zahlenwerte in die Diskussion einzubringen. Es soll 
jedoch hinsichtlich des Schadstoffaspektes in Kom-
posten darauf hingewiesen werden, daß durch das 
mittlerweile bestehende Gebot zur Getrennterfas-
sung von Bioabfällen die wesentliche Voraussetzung  

zur Erzeugung schadstoffarmer Kompostqualitäten 
geschaffen wurde. Darüber hinaus erfolgt eine Kom-
postvermarktung in der Regel gemäß den für Güte-
zeichen festgelegten Bestimmungen oder entspre-
chend den Qualitätsvorgaben des Merkblattes M 10 
der Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann (PDS) 
(Drucksache 13/4515 Frage 19): 

Was unternimmt die Bundesregierung, um für die 19 in Nige-
ria von der Hinrichtung bedrohten Ogoni eine Begnadigung und 
Ausreisegenehmigung zu erreichen? 

Zur Zeit wird in Nigeria ein Strafprozeß gegen 
19 Ogonis vorbereitet, die des Mordes und der Bei-
hilfe zum Mord angeklagt sind. Die Bundesregierung 
setzt sich durch ihren Botschafter in Lagos dafür ein, 
daß das Verfahren nicht vor einem Sondergericht 
ohne Berufsmöglichkeit durchgeführt wird, sondern 
vor einem ordentlichen Gericht. Dies ist durch einst-
weilige Verfügung des Obersten Bundesgerichts in 
Lagos angeordnet worden, doch ist nicht gewährlei-
stet, daß diese Anordnung auch befolgt wird. Dem 
Vertreter der Präsidentschaft der EU ist bisher ledig-
lich zugesichert worden, daß interessierte Botschaf-
ten den Prozeß beobachten können. Die deutsche 
Botschaft wurde angewiesen, den Prozeß zu beob-
achten. Da ein Urteil noch nicht ergangen ist, nicht 
einmal der Prozeß eröffnet worden ist, stellt sich die 
Frage einer Begnadigung noch nicht. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4515 Fragen 20 und 21): 

Welche Bemühungen unternimmt die Bundesregierung, dem 
vom algerischen Staatspräsidenten Liamine Zeroual gegenüber 
Staatsminister Dr. Werner Hoyer im Februar 1996 in Algier ge-
äußerten Wunsch zu entsprechen, daß Algerien von den 
(ost)deutschen Erfahrungen bei der Umstrukturierung von 
Staatsbetrieben profitiert? 

Wie wirkt die Bundesregierung darauf ein, daß deutsche Fir-
men im Ausland innerbetrieblich die deutsche - und nicht wie 
zumeist die englische - Sprache verwenden, und könnte aus 
Sicht der Bundesregierung die Motivation der deutschen Firmen 
zur Verwendung der deutschen Sprache dadurch gefördert wer-
den, daß die deutschen Botschaften die jeweiligen Firmen poli-
tisch unterstützen, wenn es um staatliche Aufträge des Gastlan-
des geht? 

Zu Frage 20: 

In seinem Gespräch mit Staatsminister Hoyer in 
Algier am 12. März 1996 wünschte sich der algerische 
Staatspräsident Zeroual von Deutschland Verständnis 
und Unterstützung beim Umbau der algerischen Wi rt

-schaft. In diesem Zusammenhang sprach Staatspräsi- 
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dent Zeroual auch den Wunsch aus, daß Potential der 
deutschen Wirtschaft und die deutschen Erfahrungen 
mit der ehemaligen DDR für Algerien nutzbar zu ma-
chen. Konkrete Wünsche brachte die algerische Seite 
nicht vor. Das Auswärtige Amt hat anschließend der 
hießigen algerischen Botschaft mitgeteilt, daß das 
Bundesministerium für Wirtschaft bereit ist, mit der al-
gerischen Seite unsere Erfahrungen bei der Privatisie-
rung von Staatsbetrieben auszutauschen und entspre-
chende Unterlagen zu übermitteln. 

Zu Frage 21: 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
dazu vor, welche Sprachen deutsche Firmen im Aus-
land innerbetrieblich verwenden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß deut-
sche Firmen im Ausland die Entscheidung darüber, 
welche Sprache sie innerbetrieblich verwenden, rein 
unternehmerisch treffen. Gesichtspunkte der Flexibi-
lität, Anpassungsfähigkeit und Wettbewerbsfähig-
keit werden dabei eine wichtige Rolle spielen. 

Die Bundesregierung betrachtet es im übrigen als 
Selbstverständlichkeit, daß unsere Botschaften un-
sere Unternehmen im Ausland stets unterstützen; sie 
zieht daher nicht in Erwägung, die politische Unter-
stützung bei der Vergabe staatlicher Aufträge des 
Gastlandes durch Botschaften von der innerbetrieb-
lichen Verwendung der deutschen Sprache durch 
deutsche Firmen im Ausland abhängig zu machen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/4515 Fragen 22 und 23): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der CIA an den Behaup-
tungen festhält, daß deutsche Zulieferer am Bau der libyschen 
Anlage in Tarhuna beteiligt sind, und wie hat die Bundesregie-
rung bisher auf diese schwerwiegenden Beschuldigungen rea-
giert? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zunächst 
einwandfrei festzustellen, ob die Anlage in Tarhuna tatsächlich 
der Herstellung von Giftgas dienen soll, um dann politischen 
Einfluß auf die libysche Regierung zur Unterlassung des Fertig-
baus der Anlage zu nehmen, und wie verhält sich die Bundesre-
gierung zu den in diesem Zusammenhang erklärten amerikani-
schen Drohungen, die Anlage notfalls aus der Luft zu zerstören? 

Zu Frage 22: 

Der Bundesregierung sind keine Behauptungen des 
CIA über eine aktuelle Beteiligung deutscher 
Zulieferer am Bau der libyschen Anlage in Tarhuna 
bekannt. Dem Deutschen Bundestag sind zuletzt in 
der Antwort des Staatssekretärs Dr. Schomerus vom 
19. März 1996 (BT-Drucksache 13/4202) Erkenntnisse 
über Tarhuna vorgetragen worden. Hervorzuheben 
ist, daß nach bisherigem Erkenntnisstand neben 
2 Tunnelbohrmaschinen nur in untergeordnetem Um-
fang Zulieferungen aus Deutschland erfolgt sind. Da-
bei handelte es sich in allen Fällen um sogenannte 
dual-use-Güter einfacher A rt , die nicht auf den inter-

national abgestimmten Warenlisten als kontrollwür-
dig aufgeführt sind (z. B. handelsübliche Betonspritz-
schläuche). Die Bundesregierung hatte bereits nach 
dem Bekanntwerden der Beteiligung deutscher Un-
ternehmen an der libyschen Chemiewaffenfabrik in 
Rabta die Wirksamkeit des deutschen Ausfuhrkon-
trollsystems durch eine umfassende Neuregelung 
deutlich verbessert. Schwerpunkte der Reform waren 
neue Verbotstatbestände für die Beteiligung an der 
ABC-Waffenherstellung im Kriegswaffenkontroll-
gesetz, verschärfte Strafbestimmungen und verbes-
serte Kontrollmöglichkeiten im Außenwirtschaftsge-
setz und erweiterte Genehmigungstatbestände in der 
Außenwirtschaftsverordnung. 

Von großer Bedeutung ist die Kontrolle des Handels 
mit sogenannten dual-use-Gütern. Dabei handelt es 
sich um solche Gegenstände, Technologien und 
Kenntnisse, die in der Regel zivilen Zwecken dienen, 
die aber auch für die Herstellung von Waffen verwen-
det werden können. Die seit dem 1. Juli 1995 geltende 
EG-dual-use-Verordnung hat die Genehmigungs-
pflicht für Güter, die für ABC-Waffen und Trägerrake-
ten verwendbar sind, europaweit vereinheitlicht. 

Zu Frage 23: 

Eine einwandfreie Feststellung über den endgülti-
gen Zweck der Anlage ist nicht möglich. Die Tunnel-
bohrarbeiten und das Ausspritzen der Hohlräume im 
Fels mit Beton waren im Herbst 1994 nach nachrich-
tendienstlichen Erkenntnissen abgeschlossen. Über 
weitere Ausbauarbeiten in den Tunneln, die nötig 
sind, um Produktionsanlagen einbauen zu können, 
liegen keine Erkenntnisse vor. 

Die Verhinderung der Ausbreitung von Massen-
vernichtungsmitteln ist ein herausragendes Ziel der 
Außen- und Sicherheitspolitik der Bundesregierung. 
Sie setzt sich deshalb seit Jahren für entsprechende 
internationale Abkommen ein und beteiligt sich aktiv 
an den internationalen Regimen, die eine Weiterver-
breitung biologischer, chemischer und nuklearer 
Waffen verhindern sollen. So ist die Anlage in Tar

-

huna auch Gegenstand der Beratungen in der soge-
nannten Australischen Gruppe (unter dem Gesichts-
punkt der Harmonisierung der nationalen Expo rt

-kontrollen), einem internationalen Gremium, dem 
sich 29 Länder angeschlossen haben. 

Die Frage einer Bombardierung aus der Luft durch 
US-Streitkräfte ist hypothetisch. Der Bundesregie-
rung ist keine diesbezügliche offizielle Stellung-
nahme von amerikanischer Seite bekannt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann 
(PDS) (Drucksache 13/4515 Frage 24): 

Wird die Bundesregierung ihre Bereitschaft erklären, die 19 in 
Nigeria von der Hinrichtung bedrohten Ogoni in der Bundesre-
publik Deutschland aufzunehmen? 
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Die Bundesregierung hat bereits zusammen mit 
den europäischen Partnern in unterschiedlicher Form 
Druck auf Nige ria ausgeübt, damit es zur Verbesse-
rung der Menschenrechtssituation kommt und ein 
eventueller Prozeß gegen die 19 Ogoni vor einem 
ordentlichen Ge richt stattfindet. Ich nehme insoweit 
Bezug auf den Bericht der Bundesregierung an den 
Deutschen Bundestag über die Bemühungen zur 
Wiederherstellung der Demokratie in Nige ria (Bun-
destagsdrucksache 13/4327 vom 11. Ap ril 1996). 

Neben diesen andauernden Bemühungen wäre 
eine Übernahmeerklärung für die 19 Ogoni kein 
geeignetes Mittel, die nigerianische Regierung zu 
beeindrucken. Es bestehen auch keine Anhalts-
punkte dafür, daß Nige ria diesen Personen die Aus-
reise gestatten würde. 

Die Bundesregierung sieht aus diesem Grund 
keine Veranlassung, sich zur Aufnahme der 19 inhaf-
tierten Ogoni bereit zu erklären. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/4515 Frage 25): 

Wie beurteilt die Bundesregierung nach den jüngst bekannt-
gewordenen Meldungen über den verschwundenen Regimekri-
tiker Nsindu Kabuiko aus Zaire (vgl. „Süddeutsche Zeitung" 
vom 2. Mai 1996) die Situation für Asylbewerber in der Bundes-
republik Deutschland, und wird sie die Bemühungen des UNO-
Hochkommissariats unterstützen, daß zairische Oppositionelle 
auch in Deutschland als „besonders gefährdet" eingestuft wer-
den? 

Generell ist festzustellen, daß nach den Erkennt-
nissen der Bundesregierung eine unmittelbare staat-
liche Verfolgung bestimmter Personengruppen in 
Zaire wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politischen Überzeugung verbun-
den mit Gefahr für Leib oder Leben oder Beschrän-
kung der persönlichen Freiheit nicht gegeben ist. Die 
Stellung eines Asylantrages in Deutschland oder die 
Mitgliedschaft in oppositionellen Exilparteien allein 
führt grundsätzlich nicht zu staatlich veranlaßten Re-
pressionsmaßnahmen. 

Im übrigen kommt es entscheidend auf die 
Umstände des jeweiligen konkreten Einzelfalles an, 
dessen Beurteilung unter Beiziehung aller zur Verfü-
gung stehenden Erkenntnisquellen den weisungs-
ungebundenen Bediensteten des Bundesamtes für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge obliegt. 

Das Auswärtige Amt unternimmt alle notwendigen 
Schritte, so schnell wie möglich Erkenntnisse zum 
Verbleib des Herrn Kabuiko zu erlangen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/4515 Frage 26): 

Was unternimmt die Bundesregierung gegen die rasant an-
steigende Kriminalität strafunmündiger Kinder unter 14 Jahren? 

Die Bundesregierung nimmt den insbesondere seit 
1993 zu beobachtenden starken Anstieg der Zahl tat-
verdächtiger Kinder sehr ernst. Sie weist allerdings 
auch darauf hin, daß die Entwicklung der Kinderkri-
minalität bei schwereren Delikten nach wie vor von 
vergleichsweise geringen absoluten Tatverdächti-
genzahlen geprägt ist. Insgesamt dominieren leich-
tere Straftaten, vor allem der Ladendiebstahl. 

Bestrebungen, die verhindern sollen, daß Kinder 
Straftaten begehen, müssen sich auf präventive, er-
zieherische Handlungsmöglichkeiten konzentrieren. 
Prävention in diesem Sinne gehört zu den Kernauf-
gaben jeglicher Erziehung in Familie, Schule und Ju-
gendhilfe. Insofern bestehen zwischen der Politik der 
Inneren Sicherheit einerseits sowie der Fami lien-, Ju-
gend- und Schulpolitik andererseits zahlreiche Be-
rührungspunkte und Verbindungen. Der Bund be-
sitzt allerdings auf diesen Gebieten im Verhältnis zu 
den Ländern nahezu keine Kompetenzen. 

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten verfolgt die Bun-
desregierung die Gestaltung günstiger Entwick-
lungsbedingungen für Kinder, die Stärkung erzie-
hungsfähiger Familien durch die Förderung eines 
familienfreundlichen Klimas und die Unterstützung 
der Kindererziehung durch erforderliche Hilfen. In 
diesem Bereich sind zum Beispiel die Fördermittel 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend nach dem Kinder- und Jugend-
plan sowie die vom Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, Forschung und Technologie in 
den letzten Jahren gemeinsam mit den Ländern 
durchgeführten Modellversuche zum Thema „Ge-
waltprävention in der Schule". Darüber hinaus ver-
anstaltet das Bundesministerium des Innern regel-
mäßig Seminare im Rahmen der Auseinandersetzung 
mit Extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. 

Diese Beispiele kriminalpräventiver Maßnahmen 
der Bundesregierung belegen aber auch die Verant-
wortung, die auf der ganzen Gesellschaft liegt und 
nicht nur die Politik, sondern auch Familie und 
Schule, um nur zwei gesellschaftliche Institutionen 
zu nennen, forde rt . 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die 
Fragen des Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) 
(Drucksache 13/4515 Fragen 30 und 31): 
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Was hat die Bundesregierung unternommen, nachdem durch 
den Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof am 14. März 
1996 ein Haftbefehl gegen den iranischen Geheimdienstmini-
ster Fallahian ergangen ist, diesen - möglicherweise auch in 
Drittländern - ergreifen zu lassen, und wie sind die Umstände 
dieses Haftbefehls bei dem Besuch des stellvertretenden irani-
schen Außenministers Vaezi im Auswärtigen Amt bei Staatsse-
kretär Dr. Peter Hartmann Mitte April dieses Jahres besprochen 
worden? 

Welche Ergebnisse haben diese Maßnahmen und Gespräche 
erbracht, und wie wird die Bundesregierung weiter verfahren? 

Die Bundesregierung hat keine Anstrengungen 
unternommen, um den mit Haftbefehl zur Festnahme 
ausgeschriebenen iranischen Geheimdienstminister 
Fallahian zu ergreifen, da hierfür ihre Zuständigkeit 
nicht besteht. 

Hat eine Staatsanwaltschaft gegen einen Beschul-
digten einen Haftbefehl erwirkt, so obliegt es grund-
sätzlich ihrer Beurteilung, welche Bemühungen sie 
zur Ergreifung des Gesuchten unternimmt, insbeson-
dere ob sie eine weltweite oder auf bestimmte aus-
ländische Staaten oder Regionen beschränkte inter-
nationale Fahndung nach ihm betreibt und ob sie, 
falls sein Aufenthalt in einem bestimmten Staat fest-
gestellt wird, die Stellung eines Verhaftungs- oder 
Auslieferungsersuchens an diesen Staat anregt. Be-
absichtigt die Staatsanwaltschaft, einen Gesuchten 
nicht nur national, sondern inte rnational zur Aufent-
haltsermittlung oder zur Festnahme zum Zwecke der 
Auslieferung auszuschreiben, ist in rechtlichen oder 
politisch problematischen Fällen die Bundesregie-
rung zu beteiligen. 

Soll ein gezieltes Verhaftungs- und Auslieferungs-
ersuchen an einen ausländischen Staat gerichtet 
werden, obliegt die Stellung eines von der Staatsan-
waltschaft angeregten Ersuchens in der Regel der 
Bundesregierung. 

Im Fall des iranischen Geheimdienstministers Fall-
ahian hat die zuständige Bundesanwaltschaft beim 
Bundesgerichtshof den Gesuchten nur national zur 
Festnahme ausgeschrieben; die Bundesregierung 
sieht keine Veranlassung, insoweit durch eine Wei-
sung in das Ermessen der Bundesanwaltschaft einzu-
greifen. 

Die Stellung eines Auslieferungsersuchens an die 
iranische Regierung kommt aus Gründen, die keiner 
Erläuterung bedürfen, nicht in Betracht. Sollte die 
verfahrensführende Bundesanwaltschaft die Stellung 
eines Festnahme- oder eines Auslieferungsersuchens 
an einen dritten Staat anregen, in dem der Beschul-
digte sich aufhält oder in den er sich voraussichtlich 
begeben wird, müßte die Bundesregierung entschei-
den, ob einem derartigen Ersuchen Bedenken entge-
genstehen. 

Hinsichtlich aller denkbaren Fallgestaltungen be-
steht derzeit für die Bundesregierung kein Hand-
lungsbedarf. 

Die Umstände des Haftbefehls gegen Herrn Fall-
ahian sind bei dem genannten Besuch des stellvertre-
tenden iranischen Außenministers Vaezi bei Herrn 
Staatssekretär Dr. Ha rtmann nicht angesprochen 
worden. 

Anlage 14 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Klaus Rose (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/4515 Fragen 33 und 34): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die im Zusammenhang mit 
den geplanten Sparbeschlüssen erhobenen öffentlichen Vor-
würfe, zu der Haushaltsmisere hätten nicht zuletzt die von 1990 
bis 1994 erfolgten „internationalen Zahlungen" (Entwicklungs-
hilfe 185 Mrd. DM, Rußland-Hilfe 100 Mrd. DM, osteuropäische 
Reformstaaten 46 Mrd. DM, internationale Organisationen 
7 Mrd. DM, EU-Nettobeitrag 100 Mrd. DM) beigetragen? 

Betrachtet die Bundesregierung die „Ausplünderung der 
Sozialkassen" (siehe „Passauer Neue Presse" vom 2. Mai 1996) 
durch „Fremdleistungen" als Mitursache der heutigen starken 
Staatsverschuldung von 2,2 Billionen DM? 

Zu Frage 33: 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Menschen nicht nur 
in der Europäischen Union, sondern insbesondere 
auch in den Entwicklungsländern sowie in den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion zu 
verbessern. Hierzu leistet die Bundesrepublik 
Deutschland bilaterale Hilfen unmittelbar an das 
Partnerland und darüber hinaus multilaterale Hilfen 
an internationale Organisationen und Institutionen. 
Angesichts der umfassenden nationalen und inter-

nationalen Aufgaben und Verflechtungen kann der 
Bundeshaushalt nur durch Aufnahme von Krediten 
in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen gestaltet 
werden. Eine isolierte Betrachtung der in der Frage 
angesprochenen Positionen ist jedoch nicht sachge-
recht. Darüber hinaus müssen nicht nur finanz-, son-
dern auch außen-, sicherheits- und entwicklungspoli-
tische Gesichtspunkte bei einer Bewe rtung der ange-
sprochenen Zahlungen berücksichtigt werden. 

Zu Frage 34: 

Zwischen dem Schuldenstand von Bund, Ländern 
und Gemeinden von rd. 2,0 Bil lionen DM und der 
Finanzierung der Sozialversicherungen besteht kein 
unmittelbarer Zusammenhang. Die Sozialversiche-
rungen werden primär durch laufende Beiträge der 
Versicherten und ihrer Arbeitgeber finanziert. Eine 
Kreditfinanzierung ihrer Ausgaben ist den Sozialver-
sicherungen verwehrt. 

Demgegenüber würde die z. T. geforderte Verlage-
rung von Finanzierungszuständigkeiten der Sozial-
versicherungen auf den Bund in Milliardenhöhe zu 
einer höheren Staatsverschuldung und/oder einer 
höheren Steuerbelastung führen. 

Die Bundesregierung sieht die Finanzierung der 
Sozialversicherungen primär durch Beiträge als sach-
gerecht an. Die Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten, die knappschaftliche Rentenversiche-
rung und die Arbeitslosenversicherung haben aller-
dings allein in den letzten fünf Jahren 380 Mil liarden 
DM an Bundeszuschüssen erhalten. 

Im übrigen wird das Versicherungsprinzip in der 
Sozialversicherung, insbesondere in der Rentenversi-
cherung, durch die im Programm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung enthaltenen ausgabenbegrenzen-
den Maßnahmen gestärkt. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 103. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Mai 1996 	9059* 

Anlage 15 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Jürgen Koppelin (F.D.P.) 
(Drucksache 13/4515 Fragen 37 und 38): 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der Bund den zivil 
genutzten Sylter Flughafen für 5,4 Mio. DM auf der Insel Sylt 
verkaufen will und die Zusage dafür durch den Staatsminister 
im Bundeskanzleramt, Bernd Schmidbauer, gegeben wurde? 

Aus welchen Gründen hat der Staatsminister im Bundeskanz-
leramt, Bernd Schmidbauer, und nicht das zuständige Bundes-
ministerium der Finanzen bzw. die Bundesvermögensverwal-
tung die Gespräche über den Verkauf des Flughafens Sylt mit 
den interessierten Gemeinden geführt? 

Zu Frage 37: 

Nein. Eine Zusage, den ehemaligen Bundeswehr-
flughafen in Westerland auf Sylt für 5,4 Millionen 
DM zu verkaufen, ist weder vom Staatsminister im 
Bundeskanzleramt, Herrn Schmidbauer, noch von 
anderen Vertretern des Bundes gemacht worden. 
Entsprechende Pressemeldungen sind von den Sylter 
Gemeinden und dem Bund zurückgewiesen worden. 
Hierzu verweise ich auf die Meldung in den „Kieler 
Nachrichten" vom 4. Mai 1996. 

Zu Frage 38: 

Staatsminister Schmidbauer hat einer Bitte von 
Sylter Kommunalvertretern entsprochen, ein Ge-
spräch mit dem Bundesministerium der Finanzen 
über Konversionsprobleme auf der Insel Sylt zu ver-
mitteln und dazu in das Bundeskanzleramt eingela-
den. Das Gespräch wurde am 24. April 1996 von Ver-
tretern der zuständigen Abteilung des Bundesmini-
steriums der Finanzen und der örtlich zuständigen 
Oberfinanzdirektion Kiel in Anwesenheit von Staats-
minister Schmidbauer geführt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Fragen des Abgeordneten Hans-Eberhard Urbaniak 
(SPD) (Drucksache 13/4515 Fragen 39 und 40): 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß chinesische 
Billigimporte von Heimwerkermaschinen mit amtlichen deut-
schen und europäischen Sicherheitsprüfsiegeln versehen sind 
und so in den Verkauf kommen, und was gedenkt die Bundesre-
gierung gegen diesen Mißbrauch zu unternehmen, um die Ver-
braucher zu schützen? 

Ist der Bundesregierung die Höhe der Verluste bekannt, die 
deutschen Herstellern von Heimwerkermaschinen durch diese 
Manipulationen entstanden sind? 

Zu Frage 39: 

Der Bundesregierung liegen Berichte des Zentral-
verbands der Elektrotechnik- und Elektronikindu-
strie (ZVEI) vor, nach denen unsichere Heimwerker-
maschinen aus Fernost nach Deutschland importiert 
werden, die zum Teil mit amtlichen Prüfzeichen 
(TÜV und CE) versehen sind. 

Die Billigimporte werden bei der Einfuhr zwar ver-
zollt, haben im übrigen jedoch einen freien Zugang 
zum deutschen und europäischen Markt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das In-
verkehrbringen mangelhafter Geräte nur durch den 
Vollzug des Gerätesicherheitsgesetzes unterbunden 
werden kann. Sie hat daher die zuständigen obersten 
Landesbehörden über die Feststellungen des ZVEI in-
formiert und gebeten, insbesondere Hinweisen auf si-
cherheitstechnisch bedenkliche Maschinen nachzu-
gehen. Aus verschiedenen der Bundesregierung vor-
liegenden Schreiben der Bundesländer ergibt sich, 
daß Überprüfungen der Aufsichtsbehörden bereits zu 
Beanstandungen mangelhafter Geräte geführt haben. 

Zu Frage 40: 

Nach Angaben des Zentralverbands der Elektro-
technik- und Elektronikindustrie (ZVEI) haben die 
Importe von Heimwerkermaschinen aus China 1995 
über 85 Prozent gegenüber dem Vorjahr zugenom-
men. Sie sind von rd. 146 Millionen DM auf rd. 
271 Millionen DM angestiegen. 

Die deutschen Hersteller schätzen den ihnen ent-
standenen Schaden auf einen zweistelligen Millio-
nenbetrag. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lamme rt  auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.) 
(Drucksache 13/4515 Fragen 41 und 42): 

Aus welchen Gründen und nach welchen Kriterien fördert die 
Europäische Union den Tourismus in Länder mit entwickelter 
Tourismus-Infrastruktur wie den Seychellen? 

Wie unterstützt die Bundesregierung diese Subventionen, 
und welche Maßnahmen beabsichtigt sie zu ergreifen, um ggf. 
unnötige Subventionen zu unterbinden? 

Zu Frage 41: 

Im Rahmen ihrer Entwicklungszusammenarbeit 
fördert die Europäische Union auch Tourismuspro-
jekte in Entwicklungsländern. Im Abkommen zwi-
schen der Europäischen Union und 70 Entwick-
lungsländern Afrikas, der Karibik und des Pazifiks 
(sogenanntes Lomé-Abkommen IV von 1989) ist der 
Tourismus als ein Förderbereich anerkannt. Nach 
Art. 121 dieses Abkommens ist Ziel der Förderung 
„ die  Unterstützung der Anstrengungen der AKP-
Staaten, die darauf gerichtet sind, aus dem nationa-
len, regionalen und internationalen Tourismus in An-
betracht seiner Auswirkung auf die wi rtschaftliche 
Entwicklung möglichst großen Nutzen zu ziehen, 
sowie eine entsprechende Stimulierung der p rivaten 
Finanzströme aus den Staaten der Gemeinschaft 
sowie aus anderen Quellen zur Entwicklung des 
Tourismus in den AKP-Staaten. Besonderes Augen-
merk wird darauf gerichtet, daß der Tourismus in das 
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Leben der 
Bevölkerung zu integrieren ist. " 
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Nach Artikel 122 dieses Abkommens werden ins-
besondere angestrebt: Aus- und Fortbildung einhei-
mischer Fachkräfte, Produkt- und Marktentwicklung 
sowie Forschung und Information. Die Förderung er-
folgt im Rahmen der Entwicklungsfinanzierung 
durch die Kommission sowie durch die Europäische 
Investitionsbank gemäß Artikel 229 Abs. 1 b und Ar-
tikel 236 a des Lomé-Abkommens. 
Über die Einzelprojekte entscheiden die Mitglied-

staaten nach entwicklungspolitischen Kriterien in 
den bei der Kommission wie bei der Europäischen In-
vestitionsbank eingerichteten Ausschüssen. Zu den 
Empfängerländern dieser Hilfe gehören vor allem 
Staaten wie die Seychellen, Mau ritius oder die kari-
bischen und pazifischen Inselstaaten, die über ein 
touristisches Potential verfügen. Ein gewisser Ent-
wicklungsstand dieser Staaten ist für die Tourismus-
förderung günstig, da er die Bereitstellung lokaler 
Güter und Dienstleistungen ermöglicht und damit zu 
einem höheren Netto-Devisentransfer in das Ent-
wicklungsland führt. 

Zu Frage 42: 
Zur Finanzierung von Tourismusprojekten aus dem 

Lomé-Abkommen trägt die Bundesregierung anteilig 
indirekt über ihren Beitrag zum Abkommen bei. Der 
Anteil der Bundesrepublik Deutschland an der Fi-
nanzierung liegt zur Zeit bei 25,96 %. 
Wie zu Frage 41 bereits ausgeführt, prüft die Bun-

desregierung im Rahmen ihrer Mitwirkung in den 
Projektausschüssen die Finanzierungsvorschläge der 
Europäischen Union sorgfältig nach entwicklungs-
politischen Kriterien. Im Einzelfall kann dies zur 
Ablehnung der Finanzierung führen, wenn z. B. der 
Bedarf nach einer entwicklungspolitischen Finanzie-
rung nicht begründet ist und statt dessen eine rein 
kommerzielle Finanzierung in Frage kommt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lamme rt  auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksachen 13/4515 Fragen 45 und 46): 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in der Frage der 
zukünftigen Gestaltung der Vergabe von Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe und der einer evtl. Neuregelung zugrunde ge-
legten Datenbasis ein, nachdem im Unterausschuß des Pla-
nungsausschusses der Gemeinschaftsaufgabe zwei neue Mo-
delle zur Zuweisung der Mittel vorgelegt wurden, und welches 
der Modelle favorisiert die Bundesregierung? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber der 
Tatsache ein, daß nach beiden im Unterausschuß des Planungs-
ausschusses vorgestellten Modellen die Region Trier/Eifel-Mo-
sel-Hunsrück - insbesondere die Landkreise Trier, Bitburg-
Prüm und Bernkastel-Wittlich -, die neben erheblicher Wi rt

-schaftsstrukturschwäche ökonomisch in besonderem Maße von 
den Folgen der Abrüstung und Truppenreduzierung betroffen 
ist, bei Annahme eines der Modelle durch den Planungsaus-
schuß ab 1. Januar 1997 nicht mehr aus Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe gefördert würde, und welche Maßnahmen plant  

die Bundesregierung, um in diesem Falle gleichwohl ihrer ver-
fassungsmäßigen Verpflichtung zum Ausgleich unterschiedli-
cher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet gemäß Artikel 104 a GG 
in bezug auf die genannte Region nachzukommen? 

Bund und Länder bereiten derzeit die Neuabgren-
zung des Fördergebiets der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wi rtschaftsstruktur" 
(GA) vor. Die Neuabgrenzung wird zum 1. Januar 
1997 in Kraft treten. Der Unterausschuß der Gemein-
schaftsaufgabe (Arbeitsebene) hat sich einvernehm-
lich auf zwei Abgrenzungsmodelle verständigt, die 
grundsätzlich zur Beurteilung der Regionalprobleme 
geeignet sind. Die Ergebnisse zu diesen beiden Mo-
dellen liegen inzwischen vor und wurden vom Unter-
ausschuß beraten. Wenn man davon ausgeht, daß die 
Europäische Kommission wie 1993 Bund und Län-
dern einen Fördergebietsplafonds in Höhe von 22 % 
der westdeutschen Bevölkerung für das GA-Förder-
gebiet zubilligt, liegen bei beiden Modellvarianten 
folgende Regionen deutlich oberhalb dieser Bevölke-
rungsschwelle: 
- Trier (Stadt), 
- der Landkreis Trier-Saarburg, 
- der Landkreis Bernkastel-Wittlich, 
- der Landkreis Daun, 
- der Landkreis Bitburg-Prüm 
- der Landkreis Cochem-Zell. 

Die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen, daß 
sich die o. g. Regionen in Rheinland-Pfalz entweder 
im Vergleich zu anderen Regionen besser entwickelt 
haben, oder daß sich die regionalen Strukturpro-
bleme in anderen Regionen relativ verstärkt haben. 

Bund und Länder verhandeln derzeit, wie ein Ab-
grenzungsvorschlag für das neue GA-Fördergebiet 
aussehen kann, der die gravierendsten Regionalpro-
bleme in Deutschland ausreichend abdeckt. Wie ein 
Vorschlag aussehen wird, der die erforderliche Zu-
stimmung des Bundes und der Mehrheit der Länder 
im Bund-Länder-Planungsausschuß der Gemein-
schaftsaufgabe findet, läßt sich heute noch nicht sa-
gen. 

Darüber hinaus muß der Neuabgrenzungsbe-
schluß des Planungsausschusses der Gemeinschafts-
aufgabe auch die Zustimmung der Europäischen 
Kommission finden. 

Der Planungsausschuß wird über die Neuabgren-
zung des GA-Fördergebiets voraussichtlich Anfang 
Juli 1996 beraten und entscheiden. 

Nach der grundgesetzlichen Aufgabenteilung ist 
regionale Strukturpolitik entsprechend dem Sub-
sidiaritätsprinzip in erster Linie Sache der Länder. 
Regionen, die nach der Neuabgrenzung nicht mehr 
zum GA-Fördergebiet gehören, sind im nationalen 
Vergleich nicht so strukturschwach, daß zusätzliche 
Maßnahmen des Bundes gerechtfertigt wären. 

Die Bundesregierung wird die Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages im Juni 1996 umfassend 
über die Neuabgrenzung des GA-Fördergebiets un-
terrichten. 
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